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Einleitung

Die Energiewende ist in aller Munde. Solardächer, 
Windparks und Biogasanlagen sollen in Zukunft die 
Stromversorgung klimaverträglich machen. Allerdings 
ist keineswegs ausgemacht, wie schnell der Umstieg 
auf erneuerbare Energien vollzogen wird oder wie ein 
regeneratives Energiesystem aussehen wird. Vor al-
lem aber: Wer sind die gesellschaftlichen Träger eines 
solchen Transformationsprozesses hin zu einer Green 
Economy auf Seiten des Kapitals? In der Bundesrepu-
blik ist dessen «grüne Basis» eine sich seit den 1980er 
Jahren aus dem ökoalternativen Milieu herausbilden-
de neue Kapitalfraktion. Die etablierten kapitalistischen 
Strukturen, allen voran die oligopolistischen Strom-
konzerne, standen ihr lange als Blockierende gegen-
über. Erst mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, das 
erstmals im Jahr 2000 verabschiedet wurde, konnten 
die Anbieter regenerativer Energien aus der Nische he-
raustreten und sich zu ernsthaften Konkurrenten ent-
wickeln. Nun stellt sich die Frage, inwieweit auch die 
«fossilistischen» Großkonzerne ihre Strategien verän-
dert haben, selbst grüne Ableger ausbilden und mit 
ihren alten zentralistischen Strukturen verbinden wer-
den. Darüber hinaus: Welchen Einfluss hat die Euro-
päische Union auf den Umbau der Energieversorgung. 
Wie gestaltet sich der Umbauprozess in anderen eu-
ropäischen Ländern im Kontext der gegenwärtigen 
Krisensituation? Haben sich auch andernorts grü-
ne Kapitalfraktionen etabliert? Und wenn ja, mit wel-
chen Akteuren koalieren diese, um eine beschleunig-
te Transformation des Stromsektors herbeizuführen? 
Und auf welche Hindernisse stoßen sie dabei? 

Die folgenden Fallstudien, die all diesen Fragen 
nachgehen, konzentrieren sich auf Deutschland, Spa-
nien und Großbritannien. Die Entwicklungen in diesen 
drei Ländern zeigen bemerkenswerte Unterschiede, 
aber auch augenfällige Gemeinsamkeiten: Überall gibt 
es inzwischen gut organisierte grüne Kapitalfraktio-
nen. Diese erscheinen jedoch in der gegenwärtigen Si-
tuation, die von einer multiplen Krise geprägt ist, noch 
zu schwach, um eine ökologische Modernisierung als 
Lösungsansatz zu verallgemeinern, trotz der Debatte 
um die Notwendigkeit einer Green Economy. Kürzun-
gen bei den Staatsausgaben, die Bewältigung der so-
genannten Eurokrise sowie weiterhin auf die Nutzung 
fossiler Energien setzende Strategien behindern zurzeit 
noch eine entsprechende Dynamik. 

Als im Jahr 2008 die Immobilienblase in den USA 
platzte und die Bank Lehman Brothers Insolvenz an-
melden musste, wurden die Krisenursachen von Sei-
ten der politischen Klasse der Europäischen Union zu-
nächst noch einseitig in den USA verortet (Steinbrück 
2008). Mittlerweile haben wir es jedoch mit einer tief 
greifenden Krise des Neoliberalismus zu tun (Candei-
as 2009), von der viele EU-Mitgliedsländer in beson-
derem Maße betroffen sind. Umfangreiche Banken-
rettungspakete haben die Staatsschulden in die Höhe 

getrieben, während die Steuereinnahmen im Zuge der 
Rezession weggebrochen sind. Infolgedessen wurde 
innerhalb der Europäischen Union ein «Regime auto-
ritärer Stabilität» (Urban 2011: 41) durchgesetzt. Von 
der EU, der Europäischen Zentralbank und dem Inter-
nationalen Währungsfonds verordnete Sparmaßnah-
men sollen die Staatsfinanzen der kriselnden Staaten 
der EU-Peripherie wieder in Ordnung bringen und ih-
re nationalen Ökonomien wettbewerbsfähiger machen 
sowie die Gläubiger bedienen. Die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise ist jedoch nicht die einzige Krise, der sich die 
EU ausgesetzt sieht. Die Klima- und Energiekrise wur-
de bereits vor dem Jahr 2008 breit diskutiert, ist jedoch 
in letzter Zeit in der medialen Berichterstattung wieder 
in den Hintergrund gerückt, ohne dass sich an deren 
Dringlichkeit etwas geändert hätte. Diese verschiede-
nen Tendenzen verdichten sich zu einer multiplen Krise 
des neoliberalen Kapitalismus (Demirović u. a. 2011), 
die in den EU-Mitgliedsländern jeweils eine spezifische 
Form annimmt.

Als Antwort auf diese multiple Krise wurde bereits 
frühzeitig das Konzept des Green New Deal entwickelt. 
Die Regulierung der Finanzmärkte soll in Verbindung 
mit massiven Investitionen in grüne Technologien den 
Weg aus der Finanz- und Wirtschaftskrise weisen und 
zugleich die Weichen stellen für die Eindämmung der 
Klima- und Energiekrise (Green New Deal Group 2008). 
Zielten einige der Green-New-Deal-Konzepte zumin-
dest noch auf eine recht weitgehende Reregulierung 
der Märkte ab, setzen Konzepte der Green Economy, 
welche die Agenda des Rio-plus-20-Gipfels im Juni 
2012 bestimmten, auf marktwirtschaftliche Lösun-
gen. Als Bausteine einer Green Economy gelten so 
unterschiedliche Dinge wie der Ausbau erneuerba-
rer Energien, die Förderung von vermeintlich saube-
ren Kohletechnologien (Carbon Capture and Storage), 
die Entwicklung der Elektromobilität und einer zwei-
ten Generation von Agrotreibstoffen, die Ausweitung 
der energetischen Gebäudesanierung sowie die Wei-
terentwicklung von Passivhäusern. Diese erhebliche 
thematische Spannweite verleiht den Konzepten eine 
gewisse Beliebigkeit und erklärt gleichzeitig ihre große 
Attraktivität. Außerdem verzichten sie auf eine Analyse 
der realen Machtkonstellationen und Interessenkon-
flikte, die einer Transformation hin zu einer Green Eco-
nomy entgegenstehen (UNEP 2011; Brunnengräber/
Haas 2012). 

An dieser Stelle setzen kritische Analysen an, die be-
tonen, dass auch ein grüner Kapitalismus nur als das 
Ergebnis von umfassenden gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen denkbar ist und dass dieser wesent-
liche Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnisse des 
alten Systems reproduzieren würde (Kaufmann/Mül-
ler 2009; Rest 2011). Allerdings bleiben diese Analysen 
meist auf einem relativ hohen Abstraktionsniveau und 
untersuchen nicht genauer, inwieweit sich ein ökolo-
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Einleitung

gisch erneuerter Kapitalismus bereits in zentralen ge-
sellschaftlichen Sektoren durchgesetzt hat. Die vor-
liegende Studie soll einen Beitrag dazu leisten, diese 
Lücke zu schließen. 

Die Transformation hin zu einer Green Economy in 
Europa ist im Stromsektor am weitesten vorange-
schritten. Am dynamischsten haben sich in den letz-
ten Jahren die Wind- und die Solarenergie entwickelt. 
In dieser Studie sollen deshalb die Kräftekonstellati-
onen im europäischen Energiesektor analysiert und 
insbesondere geklärt werden, wie sich der Markt für 
erneuerbare Energien verändert hat und in welchem 
Verhältnis die neuen grünen Kapitalfraktionen hier zu 
den etablierten Unternehmen der Energiewirtschaft 
stehen. Es geht dabei auch darum, den gesellschaft-
lich-politischen Kontext zu begreifen, in dem die ver-
schiedenen Kapitalfraktionen jeweils eingebettet sind, 
und dessen Wandel nachzuvollziehen. Erst auf dieser 
Grundlage ist eine empirisch fundierte Einschätzung 
möglich, ob es in Europa gegenwärtig durchsetzungs-
fähige Kräfte gibt, die ausgehend vom Energiesektor 
grüne Strategien der Krisenbearbeitung vorantreiben 
und damit einem post-neoliberalen grünen Projekt 
in Europa den Weg bereiten könnten. Im Kontext der 
multiplen Krise ist die ökologische Transformation der 
Energiesysteme trotz der nach wie vor bestehenden 
Dringlichkeit nämlich alles andere als ein Selbstläufer.

In einem ersten Schritt werden wir zunächst die ge-
sellschaftlichen und politisch-institutionellen Rahmen-
bedingungen der Energiepolitik in Europa skizzieren 
und darauf aufbauend die zentralen Akteure (Verbän-
de und Unternehmen) vorstellen, die für den Sektor er-
neuerbare Energien eine Rolle spielen. Im Anschluss 
daran wird dessen ökonomische Basis anhand wesent-
licher Kennzahlen, der Struktur der Branche und ihrer 
Weltmarktposition veranschaulicht und auf aktuelle 
Konflikte um den weiteren Ausbau der erneuerbaren 
Energien, im Besonderen der Wind- und der Solarener-
gie, im Kontext der multiplen Krise eingegangen. Die 
neuen Unternehmen der regenerativen Energiewirt-
schaft und ihre gesellschaftlichen UnterstützerInnen 
werden in der Studie als grüne Koalition bezeichnet, 
das Netzwerk der etablierten Energiekonzerne, die sich 
vor allem auf fossile und nukleare Energieerzeugungs-
strukturen stützen, als graue Koalition.1

Da es sich bei der Energiepolitik in Europa um ein 
nur rudimentär integriertes Politikfeld handelt, ist in 
Bezug auf den politisch-regulatorischen Rahmen die 
nationalstaatliche Ebene von entscheidender Bedeu-
tung, wobei zugleich eine verstärkte Transnationali-
sierung der Energiekonzerne zu verzeichnen ist (De 
Graaff 2011: 27; Schülke 2010: 9). Von daher wird die 
Analyse der europäischen Kapitalfraktionen und Re-
gulationsmodi um drei Länderstudien ergänzt, die 
jeweils dem für die europäische Ebene entwickelten 
Analyserahmen folgen. 

Wir beginnen mit der Darstellung der Entwicklungen 
in Deutschland. Mittels des 2000 in Kraft getretenen 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) fand ein starker 

Zubau im regenerativen Energiesektor statt, sodass 
die grünen Kapitalfraktionen einen erheblichen Be-
deutungszuwachs erfahren haben. In Reaktion auf die 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Nu-
klearkatastrophe von Fukushima rief die Bundesregie-
rung die Energiewende aus. Auch wenn sich gegen-
wärtig zahlreiche Unternehmen aus der Solarbranche 
in der Krise befinden, beginnen sich in Deutschlands 
Energiesektor in der gegenwärtigen Konstellation am 
ehesten Elemente eines grünen Kapitalismus abzu-
zeichnen.

Spanien hat einen sehr ähnlichen Weg wie Deutsch-
land eingeschlagen. Beide Länder haben im Jahr 2004 
gemeinsam die International Feed In Cooperation ge-
gründet. Auch in Spanien hat ein starker Zubau erneu-
erbarer Energien stattgefunden, wobei im Gegensatz 
zu Deutschland dort von Anbeginn die großen Strom-
konzerne Endesa und Iberdrola auf dem Markt vertre-
ten waren. Allerdings ist die Position der Unternehmen 
der regenerativen Energiewirtschaft im spanischen 
Energiesektor prekär, da die konservative Regierung 
im Zuge der angestrebten Verringerung des Haushalts-
defizits 2012 ein Moratorium für die Förderung aller er-
neuerbaren Energien beschlossen hat.

Die dritte Fallstudie beschäftigt sich mit der Ent-
wicklung grüner Kapitalfraktionen in Großbritannien, 
das trotz ambitionierter klimapolitischer Zielsetzun-
gen bislang wenig erneuerbare Energien zugebaut 
hat. Allerdings ist das Land im Bereich der Offshore-
Windenergie weltweit führend. Diese wird von den 
großen Energiekonzernen kontrolliert. Im Gegensatz 
zu Deutschland und Spanien hat der britische Staat 
nicht auf ein Einspeisevergütungsmodell gesetzt, 
sondern mit einer Quotenregelung in Verbindung mit 
Grünstromzertifikaten den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien forciert. Im Jahr 2010 wurde zwar eine Einspeise-
vergütung für Solarstrom beschlossen, die Förderung 
wird zurzeit jedoch ähnlich wie in Deutschland erheb-
lich zurückgefahren. 

1  Dabei knüpfen wir an die Arbeiten von Hirschl (2008) und Bechberger (2009) an, 
die die Entwicklung erneuerbarer Energien in Deutschland beziehungsweise 
Spanien mittels des advocacy-coalition-Ansatzes untersucht und dabei in beiden 
Staaten die Existenz einer ökologischen und einer ökonomischen Koalition heraus-
gearbeitet haben. Da sich jedoch auch in der ökologischen Koalition Wertorientie-
rungen mit ökonomischen Interessen verbinden, werden in dieser Studie die Be-
griffe der grünen (auf erneuerbare Energien fokussierte) und grauen (auf fossile 
und nukleare Energien fokussierte) Koalitionen verwendet. Ferner ist festzuhalten, 
dass mit dem Begriff der Koalition die gesellschaftliche Wirklichkeit zum Zweck der 
Analyse vereinfacht wird. Tatsächlich sind die damit bezeichneten Netzwerke von 
Akteuren in sich sehr heterogen, permanenten Veränderungen unterworfen und 
von Überschneidungen geprägt.
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Europa

Förderungen erneuerbarer Energien ausspricht. Al-
le großen europäischen Energieversorger (Électricité 
de France, Endesa, Enel, EON, Iberdrola, Rheinisch-
Westfälisches Elekrizitätswerk/RWE, Vattenfall etc.) 
sind über ihre nationalen Verbände Mitglied bei eu-
relectric, dem Zusammenschluss der «traditionellen» 
europäischen Elektrizitätsunternehmen. Während eu-
relectric klar Position gegen einen konsequenten Aus-
bau erneuerbarer Energien bezieht und sich dabei der 
Unterstützung großer Teile der Industrie sicher sein 
kann (Hirschl 2008: 402), ist die Lage im Hinblick auf 
die einzelnen Unternehmen weniger eindeutig. Viele 
transnationale Energiekonzerne expandieren verstärkt 
in den Markt erneuerbarer Energien. Am weitesten in 
dieser Hinsicht ist der spanische Konzern Iberdrola, 
dessen Tochter Iberdrola Renovables mit einer Markt-
kapitalisierung von 17,6 Milliarden Euro im Jahr 2010 
Rang 452 auf der Skala der wertvollsten börsennotier-
ten Unternehmen der Welt einnahm (McCrone u. a. 
2011: 27).2

Die institutionellen Zuständigkeiten für die Energie-
politik auf EU-Ebene sind komplex und führen immer 
wieder zu Konflikten. Neben der Generaldirektion für 
Energie sind die Generaldirektion für Unternehmen 
und Industrie, die Generaldirektion für Wettbewerb, 
die Generaldirektion für Binnenmarkt und Dienstleis-
tungen, die Generaldirektion für Umwelt sowie die Ge-
neraldirektion für Klima von Bedeutung. Die energie-
politischen Strategien der verschiedenen involvierten 
Generaldirektionen unterscheiden sich erheblich. Da-
bei sind die deutlichen Spannungen und Meinungs-
verschiedenheiten in und zwischen den verschiede-
nen Generaldirektionen Ausdruck der allgemeinen 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen zum Thema. 
Während sich die Generaldirektion für Energie und die 
Generaldirektion für Klima für eine ambitionierte Förde-
rung erneuerbarer Energien einsetzen und eng mit den 
Verbänden der Erneuerbare-Energien-Branche zusam-
menarbeiten, bildet die Generaldirektion Unternehmen 
und Industrie den (fossil-nuklearen) Gegenpol, der eng 
verbunden ist mit dem Verband eurelectric. Die Mehr-
heit des Europaparlaments hingegen ist eher auf Sei-
ten der grünen Koalition (Hirschl 2008: 402).

Die Formierung von Interessengruppen und die He-
rausbildung von neuen Akteurskoalitionen in Europa 
deuten darauf hin, dass trotz der nur in Ansätzen vor-
handenen Integration der Energiepolitik die europäi-
sche Ebene in zumindest vierfacher Hinsicht von Rele-
vanz für die nationalstaatliche Ebene ist. 

Erstens kann mittels des sekundärrechtlichen Instru-
mentariums der EU, also mit Richtlinien und Verord-
nungen, Einfluss auf die nationalen Energiepolitiken 

1.1 Gesellschaftlich-politischer 
Kontext
Im Gegensatz zum weitgehend vollendeten europä-
ischen Binnenmarkt steckt das Projekt eines europä-
ischen Energiebinnenmarktes noch in den Kinder-
schuhen. Die energiepolitischen Kompetenzen liegen 
weiterhin primär auf der nationalstaatlichen Ebene, 
das europäische Energieversorgungssystem gleicht 
einem Flickenteppich. Zwischen den 27 Mitgliedslän-
dern der EU existieren in vielfacher Hinsicht erhebliche 
Unterschiede, etwa in Bezug auf die Energieträger, die 
Importabhängigkeiten, die Regulationsmodi, die sek-
torspezifischen Machtverhältnisse, die Förderinstru-
mente und den Anteil erneuerbarer Energien am Ge-
samtenergieverbrauch (Fischer/Geden 2010). Insofern 
liegt eine gemeinsame europäische Energiepolitik in 
weiter Ferne.

Diese Heterogenität spiegelt sich auch in der He-
rausbildung grüner Kapitalfraktionen in den einzel-
nen Ländern. Dabei wäre es falsch anzunehmen, dass 
ein hoher Anteil erneuerbarer Energien am Gesamt-
verbrauch zwangsläufig mit einem besonders dyna-
mischen Erneuerbare-Energien-Sektor einhergeht. 
Schweden und Österreich nutzen beispielsweise tra-
ditionell relativ viel Wasserkraft. Das gegenwärtige 
Wachstum findet jedoch vor allem in den Bereichen 
Wind- und Solarenergie statt. Dieses Wachstum hat in 
fast allen EU-Mitgliedsländern zur Herausbildung grü-
ner Kapitalfraktionen geführt, die in der Zwischenzeit 
auch auf europäischer Ebene gut organisiert sind (vgl. 
Kap. 1.2). In einigen Ländern wird der Markt erneu-
erbarer Energien allerdings mehr von den etablierten 
Energiekonzernen dominiert.

Unterstützt werden die grünen Kapitalfraktionen 
in ihrem Anliegen, die erneuerbaren Energien weiter 
auszubauen, durch große Umweltverbände wie den 
World Wildlife Fund, Friends of the Earth oder Green-
peace. Durch aktive Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit 
versuchen sie auf EU-Ebene ambitionierte klima- und 
energiepolitische Vorgaben durchzusetzen, die einen 
raschen Ausbau erneuerbarer Energien zwingend ma-
chen würden. Darüber hinaus spielen der europäische 
Ableger des Climate Action Network, der zu großen Tei-
len von der EU finanziert wird, und die European Clima-
te Foundation eine wichtige Rolle. Dabei verfolgt ins-
besondere Letztere eine technokratische Strategie. Die 
Stiftung sieht beispielsweise «Carbon Capture and Sto-
rage» (CCS) als möglichen Baustein eines kohlenstoff-
armen Energiesektors und weist somit nur in Ansätzen 
inhaltliche Überschneidungen mit den Unternehmen 
aus dem Bereich regenerative Energien auf. Dennoch: 
Das Zusammenspiel von Kapitalfraktionen im Sektor er-
neuerbarer Energien und von Umweltverbänden zeigt 
die Entstehung einer neuen grünen Koalition an.

Dieser steht auf europäischer Ebene eine graue 
Koalition gegenüber, die sich gegen ambitionierte 

1 Europa

2  In der Zwischenzeit hat Iberdrola die emittierten Aktien von Iberdrola Renovables 
wieder aufgekauft und sein Tochterunternehmen in den Gesamtkonzern integriert 
(vgl. Kap. 4.2).
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genommen werden. Im Zusammenhang mit erneuer-
baren Energien ist die Richtlinie 2001/77/EG zur För-
derung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
giequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt (Europäische 
Kommission 2001) von großer Bedeutung. Sie schrieb 
für das Jahr 2010 einen Anteil der erneuerbaren Ener-
gien an der Stromerzeugung von 21,0 Prozent fest. 
Dieses Ziel wurde Berechnungen der European Wind 
Energy Association (EWEA) zufolge mit einem Anteil 
von 21,2 Prozent knapp übertroffen (2012a). Eine Stu-
die der Europäischen Kommission hingegen sieht den 
Anteil bei lediglich 19,4 Prozent.3 Diese Vorgabe wur-
de inzwischen durch die Richtlinie 2009/28/EG (Eu-
ropäische Kommission 2009a) aufgehoben, die fest-
schreibt, bis zum Jahr 2020 den Anteil erneuerbarer 
Energieträger auf 20 Prozent des Gesamtenergiever-
brauchs zu erhöhen.

Zweitens bieten die energiepolitischen Strategiepa-
piere der Europäischen Kommission Orientierung für 
die Nationalstaaten. Von Bedeutung ist in dieser Hin-
sicht die Energiestrategie bis 2020 (Europäische Kom-
mission 2010) und der Energiefahrplan bis 2050 (Eu-
ropäische Kommission 2011), der eine fast komplette 
Dekarbonisierung des Energiesektors vorsieht. Aller-
dings setzt die Kommission in ihren Szenarien stark auf 
CCS und die Atomenergie, weshalb der Fahrplan von 
Akteuren der grünen Koalition bis hin zum Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit scharf kritisiert wird:

«Innerhalb dieser Szenarien sind die vorgesehenen 
Preisannahmen teilweise nicht nachvollziehbar. Bei-
spielsweise werden für Kernenergie und CCS-Techno-
logie eher zu niedrige Kosten angenommen, dagegen 
für die erneuerbaren Energien zu hohe Technologie
kosten angesetzt. Diese liegen real bereits deutlich un-
ter den Annahmen der Kommission» (BMU 2011a).

Allerdings haben diese Strategiepapiere in Anbe-
tracht der nur rudimentär vorhandenen Integration der 
Energiepolitik nur eine eingeschränkte Wirkmächtig-
keit (Fischer/Geden 2012).

Drittens speist sich der Einfluss der EU aus der Fi-
nanzierung von Forschung und Entwicklung im Ener-
giebereich. Die Forschung zu erneuerbaren Energien 
macht jedoch nur einen geringen Teil der EU-Energie-
forschung aus, der Löwenanteil der Mittel wird nach 
wie vor in die Weiterentwicklung atomarer und fossiler 
Energietechnologien gesteckt (Hirschl 2008: 316).

Viertens fließen Gelder aus diversen europäischen 
Fonds in den Ausbau erneuerbarer Energien (ebd.). 
Das europäische Konjunkturprogramm aus dem Jahr 
2009 stellte darüber hinaus für den Energiebereich 
knapp 4 Milliarden Euro bereit: 2,365 Milliarden Euro 
für den Ausbau der Strom- und Gasnetze, 1,05 Milliar-
den Euro für CCS-Projekte und 0,565 Milliarden Euro 
für Offshore-Windenergieprojekte (Europäische Kom-
mission 2009b). Projekte, die auf eine Dezentralisie-
rung der Energieversorgung abzielen, gingen im Rah-
men des europäischen Konjunkturpaketes leer aus.

1.2 Zentrale Akteure
Die Unternehmen aus dem Erneuerbare-Energien-
Sektor begannen in den 1990er Jahren sich verstärkt 
auch auf europäischer Ebene zu organisieren. Zu-
nächst hatte die Branche inzwischen eine gewisse 
Größe erreicht und damit die materiellen Vorausset-
zungen dafür geschaffen, um auf europäischer Ebene 
Lobbyorganisationen aufbauen zu können. Darüber hi-
naus haben sich zumindest die großen Konzerne in der 
Branche zunehmend transnationalisiert. Außerdem 
wurde erkannt, dass auf europäischer Ebene Zielvor-
gaben durchgesetzt werden können, die eine ambiti-
oniertere Förderung erneuerbarer Energien auf natio-
nalstaatlicher Ebene zwingend machen. Im Folgenden 
sollen die zentralen Unternehmensverbände sowie der 
weltgrößte Windanlagenbauer Vestas aus Dänemark 
vorgestellt werden.

Eureopean Renewable Energy Federation (EREF)
Die EREF wurde im Jahr 1999 gegründet und ist der 
Dachverband aller europäischen Unternehmen, die im 
Bereich erneuerbare Energien tätig sind. Die Gründung 
der EREF wurde wesentlich durch den deutschen Bun-
desverband Windenergie (BWE) vorangetrieben, um 
auf europäischer Ebene aktive Lobbyarbeit zu betrei-
ben, vor allem um die bestehenden Einspeisevergü-
tungssysteme zu verteidigen beziehungsweise auszu-
weiten (Hirschl 2008: 336). Die Mitgliedsverbände und 
Unternehmen sind im Bereich der Wind-, Solar- und 
Wasserkraft sowie der Geothermie und der Biomasse 
aktiv. Dazu gehören fünf deutsche Verbände (neben 
dem BWE u. a. der Bundesverband Erneuerbare Ener-
gien und der Bundesverband Solarwirtschaft), ein spa-
nischer Verband (Associación de Productores de Ener-
gías Renovables/APPA) und ein entsprechender 
britischer Verband (Renewable Energy Association/
REA).4

European Wind Energy Association (EWEA)
Die EWEA wurde bereits im Jahr 1982 gegründet und 
repräsentiert alle bedeutenden in Europa tätigen Wind-
energieunternehmen und -verbände. Neben dem BWE 
sind auch APPA und Renewable UK (vormals BWEA) 
in der EWEA organisiert. Auf Unternehmensseite sind 
sowohl «unabhängige» Windanlagenbauer wie Vestas 
und Enercon Mitglieder als auch Tochterunternehmen 
von transnationalen Energiekonzernen, darunter E.ON 
Climate & Renewables, EnBW Erneuerbare Energien, 
RWE Innogy, Vattenfall Vindkraft AB und Unterneh-
men wie Iberdrola Renovables, Siemens WindPower 
A/S und Gamesa Energias Renovables. Strategisch 
versucht die EWEA die Weichen zu stellen für einen 
weiteren Ausbau der Windenergie in Europa, im Be-
sonderen im Offshore-Bereich.5 

3  Vgl. http://ec.europa.eu/energy/publications/doc/2011_renewable_energy_
snapshots.pdf.  4  Vgl. http://www.eref-europe.org.  5  Vgl. http://www.ewea.org.
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European Photovoltaics Industry Association 
(EPIA)
Die EPIA repräsentiert analog zur EWEA die Unterneh-
men der europäischen Solarbranche und hat gegen-
wärtig 196 Mitgliedsverbände und -unternehmen. Al-
lein 60 davon kommen aus Deutschland. Neben dem 
Bundesverband für Solarwirtschaft (BSW) sind auch 
die spanischen Verbände APPA, die Asosiación Empre-
sarial Fotovoltaica (AEF) und Asociación de la Industria 
Fotovoltaica (ASIF) sowie die British Photovoltaic As-
sociation (BPA) vertreten. In Anbetracht der schwieri-
gen Lage der Photovoltaikindustrie versucht die EPIA 
gegenwärtig vor allem die bestehenden Fördersyste-
me zu verteidigen und gegen die europaweiten Kür-
zungen in der Solarförderung anzugehen.

Vestas
Das dänische Unternehmen ist Weltmarktführer in 
der Windanlagenherstellung, allerdings büßt es kon-
tinuierlich Marktanteile ein. Im Jahr 2008 betrug der 
Weltmarktanteil von Vestas noch 19 Prozent, bis zum 
Jahr 2011 sank er auf 12,7 Prozent.6 Im Wachstums-
markt der Offshore-Windenergie ist Vestas gut aufge-
stellt und nimmt neben Siemens eine dominante Stel-
lung auf dem europäischen Markt ein (KPMG 2010: 
49). Vestas verfügt sowohl über Produktionsstätten 
in Dänemark, Deutschland, Spanien und Großbritan-
nien als auch in den USA sowie in Indien und China. 
Die Forschungsaktivitäten des Konzerns erstrecken 
sich auf Dänemark, Deutschland, Großbritannien, In-
dien, Singapur und die USA. Ende 2011 hatte Vestas 
eigenen Angaben zufolge weltweit 22.721 Beschäf-
tigte und machte im Jahr 2011 bei einem Umsatz von 
5,836 Milliarden Euro einen Gewinn (vor Steuern und 
Zinsen) von 38 Millionen Euro. Für Aufsehen sorgte die 
Besetzung einer Fabrik von Vestas im englischen New-
port im Sommer 2009, mit der die ArbeiterInnen gegen 
die Schließung des Werkes protestierten (Wainwright/
Bowman 2010). Jüngst hat Vestas ein umfangreiches 
Kürzungsprogramm angekündigt, dem 2.335 Arbeits-
plätze zum Opfer fallen sollen.

1.3 Ökonomische Entwicklungen
Der Erneuerbare-Energien-Sektor hat in der Europäi-
schen Union in den letzten Jahren insgesamt eine ra-
sante Entwicklung genommen, allerdings ergibt sich 
zugleich ein relativ heterogenes Bild bei der Betrach-
tung der einzelnen Nationalstaaten. Während in eini-
gen Ländern ein Boom erneuerbarer Energien durch 
staatliche Fördersysteme stattgefunden hat und damit 
einhergehend die Herausbildung und Stärkung grü-
ner Kapitalfraktionen (zum Beispiel in Deutschland und 
Spanien), steckt die Entwicklung erneuerbarer Energi-
en in anderen Ländern (zum Beispiel in Großbritannien 
und Polen) noch in den Kinderschuhen. 

Wichtige Kennzahlen
Im Jahr 2010 betrug der Anteil erneuerbarer Energie-
träger bezogen auf den gesamten Stromsektor der EU 

etwa 20 Prozent, das entspricht etwa 640 Terawatt-
stunden (TWh). Den größten Anteil daran hat nach 
wie vor die Wasserkraft (10,2 Prozent Gesamtanteil), 
gefolgt von Wind (5 Prozent), der Biomasse (3,5 Pro-
zent) und der Solarenergie (0,6 Prozent). Geothermie 
sowie die Wellen- und Gezeitenenergie haben bislang 
nur einen marginalen Anteil an der Stromerzeugung. 
Das bedeutendste Wachstumspotential haben die 
Windenergie (vor allem Offshore) und die Solarener-
gie. Falls die EU ihr Ziel, bis 2020 etwa 20 Prozent ih-
res Gesamtenergieverbrauchs aus erneuerbaren Ener-
gien zu erzeugen, erreichen wird, muss deren Anteil im 
Stromsektor auf 35 bis 40 Prozent erhöht werden (Jä-
ger-Waldau u. a. 2011: 7).

Im Jahr 2010 wurden innerhalb der EU netto zusätz-
liche Kapazitäten von 56,3 Gigawatt (GW) installiert, 
48 Prozent davon gehen auf Gaskraftwerke zurück, 
23 Prozent auf Photovoltaikanlagen, 16 Prozent auf 
Windanlagen und 7 Prozent auf neue Kohlekraftwer-
ke. Öl und Atomkraftwerke hingegen weisen einen ne-
gativen Saldo auf. Erneuerbare Energien hatten somit 
einen Anteil von 40 Prozent an den Neuinstallationen 
(ebd.: 1). Falls die gegenwärtigen Ausbauraten erneu-
erbarer Energien aufrechterhalten werden können, 
ist sogar eine deutliche Übererfüllung des Ziels von 
20 Prozent bis 2020 möglich: 

«It can be concluded that if the current growth ra-
tes of the above-mentioned Renewable Electricity Ge-
neration Sources can be maintained, up to 1.600 TWh 
(45–50 %) of renewable electricity could be generated 
in 2020» (ebd.: 8).

Im Jahr 2010 sanken in Europa jedoch die Investi-
tionen in erneuerbare Energien (bereinigt um die So-
larindustrie) um 22 Prozent auf 35,2 Milliarden Euro. 
Allerdings wurde dieser Rückgang durch zusätzliche 
Investitionen in die Solarenergie überkompensiert 
(McCrone u. a. 2011: 11). Während in Deutschland 
die Gesamtinvestitionen in erneuerbare Energien um 
100 Prozent angestiegen sind, sanken sie in Spanien 
um 53 Prozent und in Großbritannien gar um 73 Pro-
zent, wobei dort die außergewöhnlich hohen Investi-
tionen in Windenergieanlagen im Jahr 2009 zu Buche 
schlagen (ebd.: 21 ff.).

Struktur der Branche
Sowohl die Wind- als auch die Solarenergie weisen 
zahlreiche Wertschöpfungsstufen auf. Im Bereich des 
Anlagenbaus ist die Konzentration in beiden Branchen 
bereits relativ weit vorangeschritten, wobei diese in 
der Windbranche noch höher ist. Die zehn weltgröß-
ten Unternehmen haben einen Marktanteil von rund 
80 Prozent, vier davon kommen aus Europa: Vestas 
(Dänemark), Siemens und Enercon (Deutschland) so-
wie Gamesa (Spanien). Auffällig ist, dass im Windener-
giebereich die staatliche Förderung und der Ausbau 
der Windkraftkapazitäten einhergehen mit der Ansied-

6  Vgl. http://www.ekopolitan.com/tech/global-wind-turbine-market-shares.
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lung von Windanlagenbauern. In einer gemeinsamen 
Studie kommen das Peterson Institute und das World 
Resources Institute zu dem folgenden Schluss:

«Cross-border investment rather than trade is the do-
minant mode of global integration. Standard internati-
onal trade in wind energy equipment is relatively small 
and declining. Instead, foreign direct investment (FDI) 
flows dominate the global integration of the wind sec-
tor» (zit. nach Harris 2010: 65).

Dies dürfte auch damit zusammenhängen, dass 
sich lange Transportwege bei den großen Windanla-
gen häufig nicht rechnen (Gassmann/Werner 2012). 
Die Zuliefererbranche ist in sich sehr heterogen, so-
wohl kleine und mittlere Unternehmen sind vertre-
ten als auch transnationale Konzerne wie ABB aus der 
Schweiz oder Bosch-Rexrodt aus Deutschland. Inner-
halb der EU sind auch die Eigentumsverhältnisse beim 
Betrieb der Windkraftanlagen von Land zu Land ver-
schieden. Mit wachsender Größe der Windparks und 
der Verlagerung zu Offshore nehmen jedoch die trans-
nationalen Energiekonzerne und Investmentfonds eine 
immer bedeutendere Rolle ein. In Dänemark beispiels-
weise befinden sind nur noch 21 Prozent der Windan-
lagen in genossenschaftlichem Eigentum (Haas 2011).

Die Solarzellen- und Modulproduktion ist (noch) 
nicht so konzentriert wie der Windanlagenbau (Harris 
2010: 69). Weltweit gibt es etwa 350 Unternehmen, 
die Solarzellen produzieren. Im PV Status Report 2011 
werden die 20 größten Unternehmen der Branche ge-
listet, nur drei davon haben ihren Hauptsitz in Europa, 
eines davon, Q-Cells aus Deutschland, musste inzwi-
schen wie viele andere Unternehmen in diesem Be-
reich Insolvenz anmelden (Jäger-Waldau u. a. 2011: 
26 ff.). Die Zuliefererbranche ist ähnlich heterogen wie 
bei den Windanlagenbauern. Die Produktion von Po-
lysilicon hingegen, ein wesentlicher Grundstoff der 
Solarzellen, wird weltweit von nur sieben Unterneh-
men beherrscht (sie haben einen Marktanteil von etwa 
90 Prozent), darunter Wacker Chemie (Deutschland, 
2. Platz) und die Renewable Energy Corporation AS 
(Norwegen, 6. Platz). Dieses Unternehmen verfolgt das 
Ziel, die gesamte Wertschöpfungskette der Solarener-
gie abzudecken (ebd.: 29 ff.). Der Betrieb gerade von 
Solaranlagen hingegen wird häufig von Privatpersonen 
oder genossenschaftlichen Strukturen getragen, und 
die Einspeisevergütungsmodelle tragen dazu bei, dass 
eine Dezentralisierung der Stromversorgung stattfin-
det, wenngleich sich auch hier innerhalb der EU ein re-
lativ heterogenes Bild ergibt.

Stellung auf dem Weltmarkt
Etwa 40 Prozent der global installierten Windkraftka-
pazitäten befinden sich in Mitgliedsländern der EU. Im 
Jahr 2011 machte der EU-Markt jedoch lediglich noch 
etwa 25 Prozent des Weltmarktes aus. Die Märkte für 
Windenergie wachsen in den USA sowie in China und 
Indien wesentlich schneller. Der Weltmarktanteil der 
europäischen Windanlagenbauer ging von 2008 bis 
2010 von 60 auf 37 Prozent zurück. Die Marktanteile 

europäischer Hersteller lagen in Europa bei 89 Prozent, 
in den USA bei 32 Prozent und in China bei 8 Prozent, 
wobei inzwischen vier der zehn größten Anlagenbau-
er aus China kommen. Trotz dieser Verschiebungen er-
zielte der europäische Windenergiesektor im Jahr 2010 
einen Exportüberschuss von 5,7 Milliarden Euro. Ex-
porterlösen in Höhe von 8,8 Milliarden Euro standen 
Importe von 3,2 Milliarden Euro gegenüber (EWEA 
2012a: 5).

Auch der mit Abstand größte Windanlagenbetrei-
ber der Welt kommt aus Europa. Iberdrola Renovables 
aus Spanien hatte Ende des Jahres 2010 eine instal-
lierte Kapazität von rund 12.000 Megawatt (MW). An 
dritter Stelle folgte Acciona (Spanien), an vierter Stel-
le EDP Renovaveis (Portugal/Spanien), auf Platz acht 
EON (Deutschland) und auf Platz neun Enel (Italien). 
In Anbetracht einer global installierten Windkraftkapa-
zität von 197.637 MW (Ende 2010) beziehungsweise 
237.669 MW (Ende 2011) kommt der Weltmarktführer 
Iberdrola auf einen Anteil von etwa 6 Prozent und EON 
auf etwa 1,6 Prozent. Diese Kennzahlen deuten darauf 
hin, dass «traditionelle» Großkonzerne aus dem Ener-
giebereich die bedeutendsten Windanlagenbetreiber 
sind, sich die Konzentrationsprozesse in diesem Be-
reich jedoch zumindest in globaler Hinsicht in einem 
frühen Stadium befinden (EWEA 2012a: 61 ff.; GWEC 
2012). Große Hoffnungen setzt die europäische Wind-
energieindustrie in den Ausbau der europäischen und 
globalen Offshore-Windenergiekapazitäten. Bisher ist 
der Aufbau in Europa am weitesten vorangeschritten, 
wobei die Hersteller Siemens und Vestas den Markt 
dominieren (KPMG 2010; EWEA 2011: 29 ff.).

Im Gegensatz zum Windenergiemarkt ist im Bereich 
der Solarenergie Europa nach wie vor der weltgrößte 
Absatzmarkt mit einem Marktanteil von über 75 Pro-
zent im Jahr 2010. 29 GW der 39 GW global installier-
ten Photovoltaikkapazitäten befinden sich in der EU 
(Jäger-Waldau u. a. 2011: 13). Allerdings hat sich im 
Bereich der Herstellung der Solarzellen und -modu-
le eine Verlagerung vor allem nach China und Taiwan 
vollzogen. Es ist davon auszugehen, dass im Jahr 2015 
über 60 Prozent der globalen Produktion in diesen bei-
den Ländern abgewickelt wird. Die weltweiten Produk-
tionskapazitäten werden voraussichtlich bis zum Jahr 
2015 um etwa 150 Prozent, von 40 GW auf 100 GW, 
zunehmen (ebd.: 23 f.). China hatte im Jahr 2010 ei-
ne Exportquote von über 90 Prozent. Bis 2020 soll die 
dort installierte Kapazität jedoch von knapp 1 GW auf 
50 GW ansteigen. Dieser Zuwachs allein würde mehr 
als eine Verdopplung der globalen Kapazitäten bedeu-
ten (ebd.: 15; vgl. auch Schmalz 2011).

Die Wachstumsaussichten der Branche insgesamt 
sind also hervorragend. Gegenwärtig tobt jedoch ein 
ruinöser Preiskampf, der bereits zahlreiche Hersteller 
in die Insolvenz getrieben hat. Auch der weltgrößte So-
larzellenhersteller Suntech aus China hat im Jahr 2011 
rund eine Milliarde US-Dollar Verlust gemacht. Die Pro-
duktion von Solarzellen erfordert nur in geringem Ma-
ße hochqualifizierte Arbeitskräfte. Daher ist davon aus-
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zugehen, dass die Solarzellenproduktion weiter nach 
Asien verlagert werden und sich die europäische So-
larbranche in Zukunft vor allem auf die Herstellung von 
Solarmodulen fokussieren wird (Fawer 2012). Nach 
Angaben der EPIA (2012) finden trotz der Produktions-
verlagerungen nach Asien noch 53 Prozent der globa-
len Wertschöpfung auf dem Photovoltaikmarkt in Eu-
ropa statt.

1.4 Aktuelle Konflikte
Neben den primär auf nationalstaatlicher Ebene ausge-
tragenen Konflikten um die Höhe und die Art der För-
derung erneuerbarer Energien schwelt auf der EU-Ebe-
ne bereits seit längerer Zeit eine Auseinandersetzung 
um die Vereinheitlichung der Förderung erneuerbarer 
Energien. Die «Politisierung des Damoklesschwerts 
Harmonisierung» (Hirschl 2008: 378) wird in jüngster 
Zeit immer wieder von EU-Energiekommissar Günther 
Oettinger betrieben. Oettinger und die großen deut-
schen Energiekonzerne argumentieren, dass die er-
neuerbaren Energien dort ausgebaut werden sollten, 
wo die Bedingungen dafür am besten seien, also in den 
sonnen- und windreichsten Gebieten Europas. Ver-
treter des deutschen Erneuerbare-Energien-Sektors 
hingegen sehen darin einen Angriff auf das EEG und 
dessen relativ hohe Fördersätze. Sie werden vom Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (BMU) in den Auseinandersetzungen gegen 
eine Europäisierung der Förderinstrumente unterstützt 
(Fichtner/Ehrlich 2011).

Neben diesem Dauerkonflikt über die Förderinstru-
mente ist auf der EU-Ebene die Erhöhung des 20-Pro-
zent-Emissionsziels bis 2020 und die Festlegung auf 
verbindliche Emissionsreduktions- beziehungsweise 
Ausbauziele in Bezug auf den Anteil erneuerbarer Ener-
gien bis 2030 von großer Bedeutung. Seit einiger Zeit 
wird intensiv diskutiert, ob die EU ihr Ziel für Emissions-
reduktionen bis zum Jahr 2020 auf 25 oder 30 Prozent 
anheben sollte. Die grüne Akteurskoalition verweist auf 
positive Wachstums- und Beschäftigungseffekte. Im 
Auftrag des BMU hat ein internationales Forscherteam 
herausgearbeitet, dass eine Erhöhung des Emissions-
reduktionsziels auf 30 Prozent zu einem zusätzlichen 
Wirtschaftswachstum von 6 Prozent führen würde und 
damit einhergehend bis zu 6 Millionen zusätzliche grü-
ne Jobs geschaffen würden (Jaeger u. a. 2011: 5). Ähn-
lich argumentiert die EWEA, die davon ausgeht, dass 
die Zahl der Beschäftigten im Windenergiebereich von 
188.000 (2010) auf bis zu 520.000 im Jahr 2020 anstei-
gen wird.7 Auf der anderen Seite kämpfen eurelectric 
und der Verband eurofer, der die europäische Stahl- 
und Kupferindustrie vertritt, gegen eine Erhöhung des 
20-Prozent-Ziels. Eurofer malt die Gefahr von Produkti-
onsdrosselungen und -verlagerungen an die Wand: «It 
is impossible for manufacturing industry to achieve a 
30 percent target by 2020 without cuts in production 
and significant losses of jobs» (eurofer 2010).

Parallel hierzu laufen die Auseinandersetzungen 
um die EU-Klima- und -Energieziele für das Jahr 2030. 

Während die Regierungen Frankreichs, Großbritan-
niens, Tschechiens und Polens jüngst einen Vorstoß 
unternommen haben, um die Atomenergie als emis-
sionsarm einstufen zu lassen und damit mit erneuer-
baren Energien gleichzustellen (Gammelin 2012), for-
dern die Verbände der regenerativen Energiewirtschaft 
ein verbindliches Ausbauziel für erneuerbare Energien 
für das Jahr 2030 in Höhe von mindestens 45 Prozent 
des Gesamtenergieverbrauchs (EREF 2012). Auch das 
Europäische Parlament sprach sich im März 2012 für 
die Festlegung verbindlicher Ausbauziele bis 2030 aus 
(EWEA 2012b). Ob und in welcher Höhe diese Ziele 
festgelegt werden, wird sich in den kommenden Mo-
naten und Jahren entscheiden.

7  Vgl. http://www.ewea.org.
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2009) und einen bedeutenden Teil der privatisierten 
Stadtwerke. Auch international forcieren sie einen Ex-
pansionskurs. Mittlerweile haben sie aber mit erhebli-
chen politischen und ökonomischen Schwierigkeiten 
zu kämpfen. Insbesondere stellen der Boom der erneu-
erbaren Energien im Strommarkt, verschiedene Initia-
tiven zur Rekommunalisierung sowie die anhaltenden 
Konflikte um die Atomindustrie ihre Macht infrage. 
Zwar gibt es in Deutschland ambitionierte Neubau-
pläne für Kohlekraftwerke. Von 37 geplanten Projek-
ten konnten jedoch bisher 17 verhindert werden, nicht 
zuletzt durch lokale Bürgerproteste (Hennicke/Müller 
2006; Methmann u. a. 2008).8

Auch wenn die großen Vier mit Sicherheit nicht zu 
den Vorreitern einer ökologischen Modernisierung 
zählen, sind ihre Strategien nichtsdestotrotz höchst 
relevant für die zukünftige Entwicklung des neuen 
Energiemarktes in der Bundesrepublik. Bisher sind 
sie in diesem Bereich kaum aktiv, nur durchschnitt-
lich 5 Prozent ihrer Stromerzeugung in Deutschland 
stammte 2009 aus regenerativen Energieformen. Ein 
Großteil davon basiert auf alten Wasserkraftwerken. 
Ohne diese kommen sie nur auf einen Anteil von 0,5 
bis 1 Prozent. Allerdings intensivieren sie seit einigen 
Jahren ihr Engagement hinsichtlich des Ausbaus re-
generativer Energien. Vor allem investieren sie in die 
Windenergie, mit einem besonderen Schwerpunkt auf 
Offshore-Parks. RWE und Vattenfall bauen auch Bio-
massekraftwerke. Bei Photovoltaik und Geothermie 
sowie bei dezentralen Anlagen im Allgemeinen sind sie 
bisher kaum aktiv, aber auch hier wird versucht, sich 
neue Tätigkeitsfelder zu erschließen. So plant RWE in 
großem Stil, Solaranlagen auf Gewerbedächern zu in-
stallieren. EON positioniert sich mit einer Kampagne 
als Rund-um-Service-Anbieter für Haushalte und Fa-
milien, die als selbstständige ProsumentInnen9 von 
Solarenergie Hilfe bei Installation und Wartung benö-
tigen und zugleich Überschussproduktion an das Netz 
abgeben wollen. Solche Initiativen können jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass dieses Geschäft 
bisher eher symbolische Bedeutung für die Konzerne 
hat. Allerdings fällt auf, dass sie in anderen Ländern im 
Schnitt mehr in erneuerbare Energien investieren. Ge-
rade EON und RWE setzen beispielsweise in Großbri-
tannien viel stärker auf den Ausbau der Windenergie. 
Konzernweit wollen die vier zwischen 2010 und 2015 
zwischen 13 Prozent (EON) und 20 Prozent (RWE) ihrer 
Investitionen in erneuerbare Energien tätigen. Davon 
entfallen 60 bis 70 Prozent auf Windanlagen. Der Groß-
teil ihrer Mittel fließt also nach wie vor in fossil-nukleare 
Kraftwerke (Hirschl u. a. 2011).

Die großen Stromkonzerne können sich auf mächti-
ge Verbündete innerhalb der grauen Akteurskoalition 

2.1 Gesellschaftlich-politischer 
Kontext
Die Energiewirtschaft in Deutschland war lange Zeit 
durch feste Gebietsmonopole für die großen Energie-
versorgungsunternehmen bestimmt, die ihren Strom 
vor allem mit Kohle- und Gas-, später auch mit Atom-
kraftwerken produzierten. Diese relativ starre Struktur 
wurde in den letzten Jahrzehnten durch zwei Entwick-
lungen herausgefordert und tief greifend verändert. 
Erstens entstand mit dem ökonomischen Bedeutungs-
gewinn der erneuerbaren Energien eine neue Kapi-
talfraktion, die von einem breiten gesellschaftlichen 
Akteursspektrum getragen wird und ihre Interessen 
in wichtige staatliche Apparate einschreiben konnte. 
Zweitens gingen aus dem Konzentrationsprozess, der 
der Liberalisierung des Strommarktes ab 1998 folgte, 
die heutigen vier großen Konzerne hervor, die mit ihren 
fossil-nuklearen Strategien den Stromsektor dominie-
ren, inzwischen aber auch erneuerbare Energien selek-
tiv in ihren Kraftwerkspark integriert haben.

Die ersten Projekte zur Förderung erneuerbarer 
Energien in den 1970er Jahren kamen zum großen 
Teil aus sozialen Bewegungen und wurden mit Vor-
stellungen einer grundlegenden sozialökologischen 
Transformation verbunden. Mit zunehmendem wirt-
schaftlichen Erfolg entstanden aus ihnen jedoch pro-
fitorientierte Unternehmen. Die Umstellung des Ener-
giesystems auf regenerative Energien wird inzwischen 
von einer breiten Akteurskoalition unterstützt. Dazu 
zählen die Verbände im Bereich erneuerbare Energien 
(siehe unten), der Verband Deutscher Maschinen- und 
Anlagenbau, Umweltverbände und Teile der Ökologie-
bewegung, Gewerkschaften wie die IG Metall und IG 
BAU, aber in gewisser Weise auch Verdi, zahlreiche 
ökologisch orientierte Forschungsinstitute und auf 
Seiten der Parteien DIE GRÜNEN, DIE LINKE und Tei-
le von SPD und Union. Ein zunehmend wichtiger wer-
dender Akteur der ökologischen Modernisierung sind 
die Stadtwerke, auch wenn sie häufig noch auf fossile 
Kraftwerke setzen. Zudem wird der Ausbau von erneu-
erbaren Energien von bedeutenden Teilen der Bevölke-
rung unterstützt. Die allgemeine Zustimmung zu den 
neuen Energieformen ist hoch, im öffentlichen Diskurs 
gelten sie als alternativlos, und zahlreiche Ortsgruppen 
von Umweltverbänden und Fördervereine stellen eine 
mobilisierungsfähige Basis dar. Nicht zuletzt profitie-
ren viele Bevölkerungsgruppen auch unmittelbar öko-
nomisch von den erneuerbaren Energien: die Beschäf-
tigten in den neuen Industrien sowie Privatpersonen 
und Landwirte mit eigenen Anlagen beziehungsweise 
Beteiligungen an Fonds und Genossenschaften (vgl. 
Ramelow 2012).

Die aus der Liberalisierung des Strommarktes her-
vorgegangenen Konzerne EON, RWE, Energie Baden-
Württemberg (EnBW) und Vattenfall Europe kontrollie-
ren 70 Prozent der deutschen Stromproduktion (Stand 
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8  Vgl. zu den Protesten auch http://kohle-protest.  9  VerbraucherInnen oder Kun-
dInnen, die gleichzeitig ProduzentInnen sind.
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verlassen: den Verband der Industriellen Energie- und 
Kraftwirtschaft und den Bundesverband der Deut-
schen Industrie sowie auf die FDP und Teile der Uni-
on und SPD. Im Bundesverband der Energie- und Was-
serwirtschaft haben sie eine starke Stellung. Zudem 
werden ihre Interessen von der Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie, Energie unterstützt, die die Beschäf-
tigten in der Kohle- und Atomindustrie vertritt.

Auf staatlicher Ebene werden die Interessen der grü-
nen Koalition und ihre Forderungen nach einem forcier-
ten Umbau des Energiesystems vor allem im Bundes-
umweltministerium, inklusive seiner nachgeordneten 
Behörden, vertreten. Das Ministerium erfuhr einen 
entscheidenden Machtzuwachs, als ihm 2002 von der 
zweiten rot-grünen Bundesregierung die Kompeten-
zen für den Bereich erneuerbare Energien übertragen 
wurden, die vorher beim Bundeswirtschaftsministeri-
um lagen. Auch viele Bundesländer und Kommunen 
stützen die grünen Unternehmen. Als zentrales politi-
sches Instrument zur Förderung der grünen Energien 
wurde 2000 das EEG beziehungsweise sein Vorläufer, 
das Stromeinspeisegesetz, durchgesetzt. Das auf die-
se Weise etablierte Einspeisevergütungssystem sorg-
te für sichere und profitable Investitionsbedingungen 
und damit für einen Boom in der regenerativen Ener-
giewirtschaft (Hirschl 2008; Mez/Lauber 2007; Reiche 
2004). Zudem hat die Bundesregierung inzwischen im 
EEG das Ziel verankert, den Anteil erneuerbarer Energi-
en am Bruttostromverbrauch bis 2020 auf mindestens 
35 Prozent zu steigern.10

Die graue Koalition ist traditionell im Bundeswirt-
schaftsministerium (BMWi) und seinen nachgeordne-
ten Behörden vertreten. Auch wenn das BMWi Kom-
petenzen an das BMU verloren hat, nimmt es noch 
wesentlichen Einfluss auf die energiepolitischen Rah-
menbedingungen und ist außerdem für die «Export-
initiative Erneuerbare Energien» zuständig. Zudem 
bestehen Interessenverbindungen zwischen RWE be-
ziehungsweise ENBW und Kommunen, die große Ak-
tienpakete der Konzerne halten (Brand/Corbach 2005; 
Greenpeace 2007). Seit 2010 besitzt ferner das Land 
Baden-Württemberg – seit 2011 unter grün-roter Re-
gierung, angeführt von Winfried Kretschmann – gut 
45 Prozent der Anteile an ENBW. Die von CDU-Land-
räten dominierten Oberschwäbischen Elektrizitätswer-
ke halten ebenso viele Anteile. Zwar haben die beiden 
Anteilseigner sich darauf verständigt, jeweils 400 Mil-
lionen Euro in den Umbau des Konzerns zu investie-
ren, die Offshore-Strategie zu forcieren und den atom-
freundlichen Vorstandsvorsitzenden Hans-Peter Villis 
durch Frank Mastiaux abzulösen. Der Atomkonzern 
lässt sich jedoch nicht von heute auf morgen in ein 
grünes Unternehmen umwandeln, und die Widerstän-
de bei der CDU sind nicht zu unterschätzen.

Zusätzlich verschärft wird der Konflikt zwischen grü-
ner und grauer Koalition dadurch, dass zurzeit ein be-
deutender Teil des Kraftwerksparks erneuert werden 
muss und damit entscheidende Weichenstellungen für 
die zukünftige Energieversorgung anstehen. Während 

die graue Koalition die Förderung der erneuerbaren 
Energien immer wieder durch Forderungen nach ei-
nem Quotensystem beziehungsweise einem Ende der 
vermeintlich marktfernen Privilegierung zu torpedie-
ren versucht, ist es der grünen Koalition bisher gelun-
gen, das EEG als zentrales Instrument zur Sicherung 
ihrer Interessen zu verteidigen. Sein Bestand und seine 
konkrete Ausgestaltung bleiben jedoch umkämpft. Die 
staatlichen Apparate fördern sowohl die Exportstrate-
gien des mittelständischen grünen Kapitals als auch 
den Aufbau von international durchsetzungsfähigen 
Großkonzernen. Das zeigt, dass die Staatsapparate 
insgesamt dem Aufbau einer wettbewerbsfähigen und 
expansiven deutschen Energiewirtschaft eine große 
Bedeutung beimessen, um auch in diesem Sektor das 
deutsche Exportmodell voranzutreiben. 

2.2 Zentrale Akteure
Als Dachverband der Branche fungiert der Bundes-
verband Erneuerbare Energien. Der Bundesverband 
Windenergie gilt als sein stärkster Mitgliedsverband. 
Im Bereich der Solarenergie agieren der Bundesver-
band Solarwirtschaft (BSW) und die Deutsche Gesell-
schaft für Sonnenenergie (DGS). Den deutschen Markt 
für die Herstellung von Windkraftanlagen dominiert 
das Unternehmen Enercon, bei der Photovoltaik hat 
Solarworld eine herausgehobene Position. Inzwischen 
drängen aber auch etablierte Unternehmen wie Sie-
mens auf diesen Markt. Die genannten Akteure sollen 
im Folgenden kurz vorgestellt werden.

Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE)
Der 1991 gegründete Verband vertritt nach eigenen 
Angaben 25 Teilverbände sowie 30.000 Einzelmitglie-
der und Unternehmen. Insbesondere durch die Mit-
gliedschaft des Bundesverbandes Mittelständische 
Wirtschaft wird seine enge Verbundenheit mit diesem 
Teil des Kapitals deutlich. Als Lobbyorganisation ver-
folgt er das politische Ziel, eine hundertprozentige Um-
stellung der deutschen Energieversorgung auf regene-
rative Energien zu erreichen.11

Bundesverband Windenergie (BWE)
Mit etwa 20.000 Mitgliedern ist der BWE nach eige-
nen Angaben der weltweit größte Unternehmensver-
band im Sektor erneuerbare Energien. Er bindet gezielt 
NutzerInnnen und FördererInnen der Windenergie in 
seine Mitgliedschaft ein, um sich eine möglichst breite 
Basis aufzubauen. So kann er in seiner Geschäftsstel-
le in Berlin 30 Stellen finanzieren. Auf internationaler 
Ebene arbeitet er in der European Wind Energy Asso-
ciation (EWEA) und ähnlichen Verbänden mit. Seine 
Zeitschriften Neue Energie und New Energy sind mei-
nungsbildend für die ganze Branche.12

10  Während der Stromverbrauch sich nur auf die von den EndverbraucherInnen 
abgenommene Elektrizität bezieht, schließt der Endenergieverbrauch auch Energie 
für Wärme und Verkehr mit ein.  11  Vgl. http://www.bee-ev.de.  12  Vgl. http://www.
wind-energie.de.
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Solarverbände
In den Feldern Photovoltaik und Solarwärme sind zwei 
Interessenverbände aktiv. Der Bundesverband Solar-
wirtschaft (BSW) fungiert als eine klassische Lobby-
organisation für seine 800 Mitgliedsunternehmen und 
hat seine Geschäftsstelle mit 35 Angestellten in Berlin. 
Er ging 2006 aus einer Fusion des Bundesverbandes 
Solarindustrie und der Unternehmensvereinigung So-
larwirtschaft hervor, deren Wurzeln bis 1979 zurück-
reichen.13 Dagegen verfolgt die Deutsche Gesellschaft 
für Sonnenenergie (DGS) mit ihren etwa 3.000 Mitglie-
dern, Privatpersonen als auch Unternehmen, einen 
breiteren Ansatz zur gesellschaftlichen Förderung der 
Solarenergie. Sie wurde 1975 in München gegründet 
und ist seit 1989 die deutsche Sektion der International 
Solar Energy Society.14

Enercon
Das 1984 in Aurich (Niedersachsen) gegründete Un-
ternehmen ist inzwischen zu dem mit Abstand größ-
ten deutschen Hersteller für Windanlagen avanciert. 
Im Jahr 2011 stellte es 59,5 Prozent der in der Bundes-
republik neu installierten Windkraftkapazität her und 
machte 2010 einen Umsatz von 3,6 Milliarden Euro. 
Weltweit liegt es mit einem Marktanteil von 7,2 Pro-
zent an fünfter Stelle und hält mehr als 40 Prozent der 
Patente auf Windenergietechnologien. Mit insgesamt 
13.000 Beschäftigten produziert es beispielsweise 
auch in Brasilien, der Türkei und in Kanada. Dement-
sprechend lag sein Exportanteil auch bei rund 60 Pro-
zent.15 Zuletzt geriet der Windanlagenbauer 2011 in die 
Schlagzeilen, weil seine indische Tochter Enercon India 
Ltd. (EIL) sich eigenmächtig von ihm abgespalten und 
vor einem indischen Gericht erfolgreich die Verwen-
dung der deutschen Patenttechnologien erstritten hat 
(Hein 2011). Der Textilunternehmer Yogesh Mehra, der 
gemeinsam mit Enercon EIL aufgebaut hat, war bereits 
2005 in Streit mit dem deutschen Mutterkonzern über 
die künftige Strategie der indischen Tochterfirma ge-
raten. Seitdem werden die deutschen VertreterInnen 
nicht mehr zu den Sitzungen des Verwaltungsrates ein-
geladen, erhalten keinen Einblick in die Bücher mehr 
und bekommen keine Dividenden mehr überwiesen, 
auch wenn Enercon formell noch Mehrheitseigner von 
EIL ist. Der Fall zeigt, wie wichtig die Monopolisierung 
von Patenten für westliche Technologieunternehmen 
im Ökologiebereich ist und wie hart weltweit um den 
neuen Markt gestritten wird.

Solarworld
Das erst 1998 gegründete Unternehmen hat sich in 
nur wenigen Jahren zum deutschen Branchenprimus 
für Solarstromtechnologie entwickelt. Die Aktienge-
sellschaft hat weltweit 3.300 Beschäftige und machte 
2011 68 Prozent ihres Umsatzes im Ausland. Für Auf-
sehen sorgte sie, als sie 2008 anbot, das angeschlage-
ne Unternehmen Opel zu übernehmen und zu einem 
«grünen Mobilitätsunternehmen» umzubauen. Inzwi-
schen hat die tief greifende Krise der Solarindustrie 

(vgl. Kap. 2.4) jedoch auch Solarworld erreicht. Stieg 
der Umsatz bis zum Jahr 2010 noch kontinuierlich auf 
1,3 Milliarden Euro an, ging er 2011 auf 1,047 Milliar-
den Euro zurück. Der Verlust lag unter dem Strich bei 
knapp 300 Millionen Euro. Als Gegenstrategie bemüht 
sich das Solarunternehmen in den USA und der EU um 
Strafzölle für chinesische Anlagen, da man der chine-
sischen Regierung vorwirft, die dortige Solarindustrie 
indirekt zu subventionieren.16

Siemens
Dieser 1847 gegründete deutsche Technologiekonzern 
ist weltweit in den Bereichen Industrie, Energie, Ge-
sundheit und Infrastruktur aktiv. Im Jahr 2011 machte 
er einen Umsatz von 73,5 und einen Gewinn nach Steu-
ern von 6,3 Milliarden Euro. Weltweit beschäftigt er 
360.000 Menschen, davon allein 116.000 in Deutsch-
land. Nachdem er über Jahrzehnte einer der zentralen 
Profiteure des deutschen Atomprogramms war, hat er 
nach dem partiellen Ausstieg der Regierung ebenfalls 
seinen Rückzug aus diesem Geschäftsfeld verkündet. 
Allerdings ist er nach wie vor in großem Umfang am 
Bau neuer Kohlekraftwerke beteiligt. Im Bereich der er-
neuerbaren Energien kümmert er sich um die Herstel-
lung von Anlagen und Netzen. Insbesondere mit seiner 
Tochter Siemens Wind Power, die durch die Übernah-
me des dänischen Windanlagenbauers Bonus Energy 
2004 aufgebaut wurde, versucht er in diesen Wachs-
tumsmarkt einzudringen. So betrug sein Weltmarkt-
anteil unter den Windanlagenherstellern 2010 5,9 Pro-
zent, sein Anteil am deutschen Heimatmarkt ist jedoch 
wesentlich geringer. Hatte er dort 2010 noch einen An-
teil von 3,9 Prozent an der neu installierten Leistung, so 
führte ihn das Deutsche Windenergien-Institut (DEWI) 
2011 nur noch unter der Kategorie Sonstige (DEWI 
GmbH 2011: 5).

Im Onshore-Bereich hat Siemens im Jahr 2010 glo-
bal 9.000 Anlagen mit einer Gesamtleistung von 11.000 
MW aufgestellt, davon etwa zwei Drittel in Europa und 
ein Drittel in Nordamerika. Im Offshore-Bereich ist der 
Konzern mit einer installierten Leistung von 2 GW nach 
eigenen Angaben sogar Weltmarktführer. Auch in Eu-
ropa hat er etwa die Hälfte der Offshore-Anlagen be-
reitgestellt, wobei seine Schwerpunkte in Großbritan-
nien und Dänemark liegen und in Zukunft wohl auch in 
Deutschland. Denn 2011 hat Siemens sich bereits sie-
ben Aufträge für Offshore-Parks in der Nord- und Ost-
see mit einer Gesamtleistung von rund 1.600 MW ge-
sichert.17 So konnte sich Siemens zwar für die Zukunft 
eine starke Stellung auf dem deutschen Markt erobern. 
Allerdings musste der Gesamtkonzern im April 2012 
seine Gewinnerwartung für das laufende Geschäftsjahr 
um 600 bis 800 Millionen nach unten korrigieren, nicht 
zuletzt wegen Problemen mit dem Netzanschluss der 
deutschen Offshore-Windparks (Enkhardt 2012).

13  Vgl. http://www.solarwirtschaft.de.  14  Vgl. http://www.dgs.de.  15  Vgl. http://
www.enercon.de.  16  Vgl. http://www.solarworld.de.  17  Vgl. http://www.sie-
mens.de.
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2.3  Ökonomische Entwicklungen
Die gesamte Branche hat sich in den letzten Jahren ra-
sant entwickelt, und bisher wurde ihr auch für die Zu-
kunft ein klarer Wachstumskurs prognostiziert. Aller-
dings haben einige Teilbranchen mit der zunehmenden 
internationalen Konkurrenz zu kämpfen. So wird die 
deutsche Solarindustrie zurzeit von einer Pleitewelle er-
schüttert. Während die Branche bisher noch durch eine 
Vielzahl von Akteuren geprägt ist, werden in einigen Be-
reichen bereits Konzentrationsprozesse sichtbar.

Wichtige Kennzahlen
Der Anteil erneuerbarer Energien am deutschen 
Stromverbrauch stieg 2011 deutlich an und hat inzwi-
schen 20 Prozent erreicht, das entspricht 122 TWh. 
Den größten Beitrag dazu leisteten die Windenergie 
(38,1 Prozent) und die Biomasse (30 Prozent), auf die 
Photovoltaik entfielen 15,6 Prozent. Der Anteil der er-
neuerbaren Energien am Endenergieverbrauch stieg 
auf 12,2 Prozent. Zu den großen Wachstumsmärkten 
im Bereich der erneuerbaren Stromversorgung zählen 
die Windenergie, die Photovoltaik und die Biomasse. 
Während die Geothermie noch ganz am Anfang ihrer 
Entwicklung ist, stagniert der Ausbau des schon lange 
etablierten Wasserkraftsektors seit geraumer Zeit. Im 
Jahr 2011 waren in Deutschland Windkraftanlagen mit 
einer Leistung von 29.000 MW installiert, die 48 TWh 
Strom produzierten, das sind 12,2 Prozent der welt-
weit installierten Leistung.18 Im Bereich der Photovol-
taik waren zudem 24.800 MW installiert, die 18,5 TWh 
Strom erzeugten. Die Anlagenpreise sind im Zeitraum 
von 2006 bis 2012 um rund 65 Prozent gefallen.19 

Die Investitionen in die gesamten regenerativen 
Energien gingen 2011 erstmals auf 22,9 Milliarden 
Euro zurück (2010: 27,8 Milliarden Euro). Der Haupt-
grund dafür war der Preisverfall bei Photovoltaikanla-
gen. Nichtsdestotrotz machten diese mit 15 Milliarden 
Euro den Großteil der Investitionen aus. An zweiter 
Stelle folgte die Windenergie mit 2,95 Milliarden Euro. 
Der Umsatz aus dem Betrieb der Energieanlagen stieg 
dennoch von 11,6 Milliarden (2010) auf 13,1 Milliarden 
Euro (2011). Die Branche bietet außerdem wachsen-
de Beschäftigungsmöglichkeiten: 2010 arbeiteten hier 
rund 370.000 Menschen (Arbeitsgruppe Erneuerbare 
Energien 2012).

Bezogen auf die Fertigungskapazitäten investierte 
die gesamte Branche 2010 etwa 4 Milliarden Euro, da-
von entfielen jeweils 1,8 Milliarden auf die Windener-
gie und die Photovoltaik. Damit liegt sie noch hinter 
Schlüsselindustrien wie der Automobilbranche, die 
beispielsweise 2009 9,3 Milliarden Euro investierte. Al-
lerdings machten ihre Investitionen immerhin knapp 
9 Prozent der Investitionen des verarbeitenden Ge-
werbes aus (Deutsches CleanTech Institut u. a. 2011). 
Noch vor Kurzem erwarteten die grünen Unternehmen 
auch in den kommenden Jahren eine weitere positi-
ve Entwicklung der Branche. So sollte der Umsatz in 
den Jahren 2011 bis 2014 durchschnittlich um 15 bis 
20 Prozent pro Jahr wachsen. Ob sich diese Erwartun-

gen in der aktuellen Krise der Branche erfüllen lassen, 
ist jedoch ungewiss (BMU 2009: 47 ff.).

Struktur der Branche
Das Bundesumweltministerium hat wichtige Muster 
und Entwicklungen bei den Unternehmen der soge-
nannten umweltfreundlichen Energien untersucht, wo-
zu das Ministerium neben den erneuerbaren Energien 
auch relativ umweltschonende fossile Kraftwerkstech-
nologien sowie Energiespeichertechnologien zählt. 
Demnach sind 83 Prozent aller Firmen in dieser Teil-
branche kleine und mittelständische Unternehmen mit 
einem Jahresumsatz von unter 50 Millionen Euro. Ein 
Großteil von ihnen ist in den Bereichen Beratung und 
Dienstleistung sowie Produktion und Anlagenbau tätig 
(ebd.). Trotzdem hat in den letzten Jahren eine Profes-
sionalisierung und Konzentration innerhalb des Sektors 
stattgefunden. Den deutschen Markt für Windenergie-
anlagen kontrollieren inzwischen fünf Hersteller. Ener-
con hatte 2011 einen Marktanteil von 59,5 Prozent, ge-
folgt von Vestas mit 21,0 Prozent, Repower (Tochter 
des indischen Suzlon-Konzerns) mit 9,7 Prozent und 
den deutschen Herstellern Nordex mit 3,9 Prozent so-
wie Bard mit 2,1 Prozent (DEWI GmbH 2011: 5).

Etwas anders stellt sich die Situation bei der Pho-
tovoltaik dar. Dort waren zunächst traditionelle Groß-
unternehmen vorherrschend, bevor der Markt ab den 
1990er Jahren von einer neuen Generation von kleinen 
und mittelständischen Solarunternehmen übernom-
men worden ist, die sich schwerpunktmäßig in Ost-
deutschland ansiedelten. Dieser Markt, auf dem einer 
Studie der Hans-Böckler-Stiftung zufolge etwa 1.000 
Unternehmen aktiv sind, ist noch nicht so stark kon-
zentriert wie der Windsektor (Voß 2010). Der Bundes-
verband Solarwirtschaft spricht dagegen von 10.000 
Unternehmen, die insgesamt in der Branche tätig sein 
sollen, während es wohl nur etwa 200 Hersteller von 
Bauteilen im engeren Sinne gibt.20 Erlebte die Branche 
vor allem im letzten Jahrzehnt einen enormen Boom, 
steckt sie inzwischen in einer existenziellen Krise.

Auch wenn das Bild der Branche von neuen «Öko-
Start-ups» geprägt ist, sind auch etablierte Konzerne 
und Zulieferer aus dem Maschinenbau und der Elek-
troindustrie in den Wind- und Solarmarkt involviert. 
Prägnante Beispiele dafür sind Siemens Wind Power 
und Bosch Solar. Eine relative Konzentration ist jedoch 
nur im Bereich des Anlagenbaus festzustellen, die an-
deren Wertschöpfungsstufen stellen sich heterogener 
dar. Insbesondere der Betrieb der Anlagen ist – anders 
als im Bereich der fossil-nuklearen Kraftwerke – zumin-
dest bisher von individuellen Betreibern geprägt: Pri-
vatpersonen kontrollieren 39,7 Prozent und Landwir-
te 10,8 Prozent der installierten Leistung. Diese starke 
Stellung basiert auf dem kräftigen Zubau von Wind- 
und Photovoltaikanlagen, bei den Landwirtschaftsbe-
trieben auch von Biomasse. 

18  Vgl. htpp://www.wind-energie.de.  19  Vgl. htpp://www.solarwirtschaft.
de.  20  Vgl. http://www.solarwirtschaft.de.
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Die Behauptung, dass alle von dieser Entwicklung et-
was haben, muss allerdings kritisch hinterfragt wer-
den. Denn die unmittelbaren Profiteure der erneu-
erbaren Energien sind vor allem Menschen aus den 
Mittelschichten, insbesondere Eigenheimbesitzer und 
wohlhabende Landwirte. Ärmere Bevölkerungsschich-
ten partizipieren kaum an dem Ausbau, müssen diesen 
aber über ihre Stromrechnung mitbezahlen. Weitere 
relevante Marktanteile haben Projektierer (14,4 Pro-
zent), Fonds beziehungsweise Banken (11 Prozent) 
und Gewerbebetriebe (9,3 Prozent), auf die vier gro-
ßen Stromkonzerne entfallen nur 6,5 Prozent. Auch 
wenn sie über ihre alten Wasserkraftwerke hinaus in-
zwischen verstärkt in Windkraft investieren, werden 
sie wohl auch in absehbarer Zeit nicht dazu in der Lage 
sein, den Markt der erneuerbaren Energien zu beherr-
schen (Klaus Novy Institut/trend: research 2011: 43 ff.).

Allerdings wird sich mit dem geplanten Ausbau der 
Offshore-Windenergie die Hersteller- und insbeson-
dere die Betreiberstruktur massiv in Richtung größe-
rer Unternehmen verschieben, da diese Anlagen sehr 
kapitalintensiv sind. 2011 waren in den deutschen 
Gewässern Offshore-Parks mit einer Leistung von 
200 MW installiert: Alpha Ventus mit einer Leistung 
von 60 MW (Hersteller Areva und Repower, Betreiber 
EON, EWE und Vattenfall), Baltic 1 mit 50 MW (Her-
steller Siemens, Betreiberin ENBW) und Bard Offshore 
mit 90 MW (Hersteller und Betreiber Bard). Dieser ver-
gleichsweise geringen Leistung stehen genehmigte 
Projekte mit einer Gesamtleistung von mehr als 10.000 
MW gegenüber. Bis 2017 sollen in Nord- und Ostsee 
Windparks mit einer Leistung von 4.500 MW errich-
tet werden. Während ENBW davon allein 1.228 MW 
betreiben will, entfallen auf EON und RWE jeweils nur 
knapp 300 MW (Windenergie Agentur 2011).

Stellung auf dem Weltmarkt
Die deutschen im Sektor erneuerbare Energien täti-
gen Unternehmen waren gegen Ende des letzten Jahr-
zehnts noch bestens aufgestellt. Bei den Biogasanla-
gen hatten sie einen Weltmarktanteil von 90 Prozent, 
bei Windenergie waren es noch etwa 25 Prozent und 
bei der Photovoltaik 21 Prozent. Auch bei den Paten-
ten hatte das deutsche Kapital eine gute Position. Im 
Zeitraum 2004 bis 2007 meldete es 17 Prozent aller Pa-
tente auf erneuerbare Technologien an und lag damit 
weltweit auf dem dritten Platz. Ihre ökonomische Zu-
kunft schätzte die Branche ebenso positiv ein: Im Jahre 
2020 sollten die Exporte gegenüber 2007 (6,53 Milli-
arden Euro) bei 20 bis 33 Milliarden Euro liegen (BMU 
2009: 47 ff.; 2011a: 118 ff.). Die Exportquote der Bran-
che war in den letzten Jahren schnell gestiegen und lag 
2007 bei durchschnittlich 45 Prozent, Windenergieun-
ternehmen kamen sogar auf 75 Prozent. Von den Un-
ternehmen im Sektor der «umweltfreundlichen» Ener-
gien hatten 40 Prozent ihren Geschäftsschwerpunkt in 
anderen Ländern, 13 Prozent der Wertschöpfung rea-
lisierten sie im Ausland (BMU 2009: 47 ff.). Der Bun-
desverband Solarwirtschaft hat errechnet, dass die Ex-

portquote seiner Teilbranche von 14 Prozent (2004) auf 
55 Prozent (2011) gestiegen ist.21 Allerdings verschärft 
sich zusehends der Konkurrenzkampf mit Anbietern 
aus anderen Ländern (insbesondere China). Sowohl 
auf dem heimischen Markt als auch auf den Weltmärk-
ten verlieren die deutschen Hersteller an Boden. Wie 
tief greifend die neue Krise der Branche tatsächlich ist, 
wird sich in den nächsten Jahren zeigen. Die oben an-
geführten Weltmarktanteile werden wohl kaum zu hal-
ten sein. In jedem Fall hat sich die Erzählung von der 
stets erfolgreichen deutschen «Greentech-Industrie» 
in der Realität als brüchig erwiesen.

Zudem bleibt die Bundesrepublik zwar der wichtigs-
te Absatzmarkt, erleidet jedoch einen relativen Bedeu-
tungsverlust. Neben den bereits gut erschlossenen 
Märkten in Westeuropa wird zunehmend auf Osteuro-
pa, Nordamerika, Indien und China gesetzt. Ein Groß-
teil der Firmen will weiterhin vorwiegend in Deutsch-
land produzieren. Allerdings sollen hier in den Jahren 
2011 bis 2014 nur noch 62,8 Prozent der Investitionen 
in Fertigungskapazitäten fließen, der Rest entfällt auf 
Europa und andere Weltregionen (Deutsches Clean-
Tech Institut u. a. 2011). Besonders drastisch zeigen 
sich die Wettbewerbsverluste in der Solarbranche. In 
diesem Bereich ist Deutschland inzwischen Netto-Im-
porteur. So kontrollieren chinesische Solarunterneh-
men schon rund zwei Drittel des deutschen Marktes, 
im ersten Halbjahr 2011 exportierten sie Anlagen im 
Wert von 2,1 Milliarden Euro nach Deutschland. Auch 
Unternehmen aus Malaysia, Taiwan, Korea, Japan und 
Singapur können viele Anlagen auf dem deutschen 
Markt absetzen. Die deutsche Industrie hat an ihrem 
Heimatmarkt nur noch einen Anteil von 15 Prozent. 

Ihr Weltmarktanteil bei der Zellenproduktion betrug 
2010 noch 9,7 Prozent, inzwischen ist er auf 6,7 Pro-
zent gefallen. Frankreich, Italien und Tschechien sind 
noch die größten Absatzmärkte (Brück 2011). Laut 
Deutscher Gesellschaft für Sonnenenergie ist die deut-
sche Industrie jedoch weiterhin mit 70 Prozent an der 
Wertschöpfung der in Deutschland installierten Anla-
gen beteiligt, wenn man alle Komponenten einrechnet. 
Ferner ist sie bei dem Bau von Produktionsanlagen für 
Solarfabriken weiterhin stark auf dem Weltmarkt ver-
treten. Bei den sogenannten Wechselrichtern ist sie 
mit einem Anteil von 35 Prozent sogar immer noch 
Weltmarktführerin.22

2.4 Aktuelle Konflikte
Zwar ist auch die deutsche regenerative Energiebran-
che von der Weltwirtschaftskrise betroffen, allerdings 
war sie nie in ihrer Substanz gefährdet und konnte sich 
relativ schnell wieder erholen. Zudem erweist sich als 
Stabilitätsfaktor, dass das deutsche, durch das EEG 
regulierte Fördersystem auf einem Umlageverfahren 
basiert, nicht wie in anderen Ländern auf dem Staats-
haushalt. Viel relevanter für die Branche als die große 

21  Vgl. http://www.solarwirtschaft.de.  22  Vgl. http://www.dgs.de.
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ökonomische Krise sind erstens die Verschiebungen, 
die sich durch die sogenannte Energiewende der ge-
genwärtigen Bundesregierung im Zuge der Auseinan-
dersetzungen um den Super-GAU von Fukushima er-
geben haben. Ferner gefährden die aktuelle Krise der 
Solarindustrie und die Probleme beim Aufbau von Off-
shore-Windparks beziehungsweise beim notwendigen 
Ausbau der Netze die weitere Expansion der regenera-
tiven Energien.

Erstens: Infolge der Nuklearkatastrophe von Fuku-
shima im Jahr 2011 gelang es der historisch schon 
immer recht starken gesellschaftlichen Bewegung 
gegen die Atomenergie in Deutschland so viel Druck 
auf die schwarz-gelbe Regierung auszuüben, dass die-
se mit Unterstützung eines Großteils der parlamenta-
rischen Opposition die dauerhafte Abschaltung von 
acht Atomkraftwerken sowie den endgültigen Atom-
ausstieg bis 2022 beschloss (Sander 2011a). Dieser 
begrenzte Atomausstieg dürfte den Stromkonzer-
nen Gesamtbelastungen in einem Umfang von etwa 
22 Milliarden Euro aufbürden. Darauf reagierten diese 
mit Klagen gegen Elemente des Ausstiegsbeschlus-
ses und umfassenden Restrukturierungsprogrammen. 
Sie wollen ihr Engagement im Sektor der erneuerbaren 
Energien jedoch nicht über die bisherigen Pläne hinaus 
ausweiten (Sander 2011b). Eng verbunden mit diesem 
politischen Prozess waren die Auseinandersetzungen 
um die Novellierung des EEG. Planten konzernnahe 
Kräfte in der Regierungskoalition vor Fukushima noch 
Angriffe auf das Gesetz, sah sich die Regierung danach 
angesichts einer breiten Bewegung gezwungen, es 
beizubehalten. Im Rahmen ihrer «Energiewende» er-
wirkte sie neben der Änderung des Atomgesetzes ins-
besondere Maßnahmen zur Beschleunigung des Aus-
baus von Stromnetzen und -speichern, eine deutliche 
Besserstellung der Offshore-Windenergie und Vergü-
tungsverschlechterungen bei den kleineren Biomas-
se-, Windkraft- und Photovoltaikanlagen.23 Während 
damit vor allem kleinere Energieunternehmen und An-
lagenbetreiber schlechter gestellt werden, wird den 
etablierten Stromkonzernen ein neues Geschäftsfeld 
eröffnet. Denn die relativ zentralistischen Offshore-
Parks sind die einzige erneuerbare Energieform, für die 
die Konzerne umfangreiche Investitionspläne haben 
(Hirschl u. a. 2011).

Zweitens: Auch wenn der Bereich der erneuerbaren 
Energien weiterhin enorm ausgebaut wird, hat sich in 
der Branche in den letzten Monaten eine gewisse Er-
nüchterung über die Versprechen der Energiewende 
eingestellt (Berger u. a. 2012). Insbesondere die deut-
sche Solarindustrie ist in eine tiefe Krise geraten. Die 
Gründe sind globale Überkapazitäten, die Preiseinbrü-
che bei Solaranlagen und die deutlich billigere Konkur-
renz aus China. In der Folge mussten bereits Hersteller 
wie Solon, Sovello, Solar Millennium und Solarhybrid 
Insolvenz anmelden. Auch beim einstigen Weltmarkt-
führer Q-Cells wurde nach einem Verlust von 846 Milli-
onen Euro in 2011 das Insolvenzverfahren eingeleitet, 
inzwischen hat der südkoreanische Hanwha-Konzerns 

das insolvente Unternehmen übernommen. Und auch 
Solarworld meldete im Sommer 2012 überraschend, 
dass es bis zum Ende des Jahres einen operativen Ver-
lust erwartet.

In gewisser Weise wird der Solarbranche ihr eigener 
Erfolg zum Verhängnis. Wegen des Preisverfalls wur-
den 2011 Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von 
7500 MW neu installiert. Dadurch wurden Verbrau-
cherInnen und Wirtschaft über das EEG-Umlagesys-
tem mit acht Milliarden Euro belastet. Das nahm das 
Wirtschaftsministerium zum Anlass, die Solarförde-
rung grundsätzlich zur Disposition zu stellen. Schließ-
lich einigte es sich mit dem Umweltministerium auf 
empfindliche Kürzungen der Vergütungen, die im Ap-
ril 2012 in Kraft treten sollten. Allerdings wurden die-
se im Bundesrat nicht zuletzt von den unionsgeführten 
ostdeutschen Landesregierungen gekippt, weil diese 
unmittelbar von der Solarkrise betroffen sind. Im Ver-
mittlungsausschuss wurde schließlich eine Einigung 
erzielt: Zwar kam es zu einer Abmilderung der Kürzun-
gen, dafür wurde aber eine absolute Fördergrenze von 
52 GW eingeführt. In jedem Fall dürfte sich die Pleite-
welle fortsetzen, sodass mittelfristig wahrscheinlich 
nur noch wenige konkurrenzfähige deutsche Herstel-
ler übrigbleiben werden (Ladleif 2012). Nach den Rück-
schlägen durch den begrenzten Atomausstieg und 
durch zahlreiche verhinderte Kohlekraftwerksprojekte 
scheint der grauen Koalition damit ein wichtiger Teil-
erfolg gegen das grüne Kapital in der Auseinanderset-
zung um die zukünftige Kontrolle des Strommarktes 
gelungen zu sein.

Auch wenn die Windbranche schon eine Marktberei-
nigung hinter sich hat, muss sie sich gegenwärtig mit 
ähnlichen Problemen auseinandersetzen. Insbesonde-
re das Kernprojekt der schwarz-gelben Energiewende, 
der Aufbau von deutschen Offshore-Windparks, hat 
mit erheblichen Schwierigkeiten zu kämpfen. Eigent-
lich müssten laut dem neuen Netzentwicklungsplan 
bis zum Jahr 2020 rund 30 Milliarden Euro investiert 
werden, um die nötigen 3.800 Kilometer Stromnetze 
zu verlegen. Der Netzbetreiber Tennet, der für einen 
bedeutenden Teil dieser Investitionen verantwortlich 
ist, klagt jedoch über Finanzierungsprobleme. Zudem 
gibt es Produktionsengpässe bei der benötigten Tech-
nik. Damit droht sich der Anschluss von Windparks 
in Nord- und Ostsee um mehrere Jahre zu verzögern 
(Leistikow 2012). 

An diesen aktuellen Entwicklungen zeigt sich, dass 
sich die ökologische Modernisierung der deutschen 
Energiewirtschaft zwar fortsetzen wird, aber dieser 
Prozess von deutlichen Rückschlägen für Teile des grü-
nen Kapitals begleitet wird. Auch wenn die Branche 
weiterhin von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen geprägt ist, werden in Zukunft wohl größere 
Firmen und die alten Stromkonzerne ein stärkeres Ge-
wicht auf dem deutschen Markt erlangen.

23  Vgl. htpp.//www.bundesregierung.de.
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der Übertragungsnetzbetreiber Red Eléctrica de Espa-
ña (REE). Ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal 
dieser gegenüber der grünen Koalition ist es, dass sie 
zwar den Ausbau erneuerbarer Energien fordert, je-
doch gleichzeitig auf fossile und nukleare Energieträ-
ger nicht verzichten will. UNESA beispielsweise, das 
Pendant zum deutschen BDEW, fordert den Ausbau 
der Atomenergie und den Bau neuer Kohlekraftwerke 
(ebd.: 299 ff.).

In Abgrenzung zur grauen Koalition sieht Bechber-
ger die Motive der grünen Koalition primär ökologisch 
begründet, da sie Nachhaltigkeits- beziehungswei-
se Klimaschutzaspekte betone (ebd.: 304). Diese Ein-
schätzung mag auf die relativ einflussreichen großen 
Umweltorganisationen wie Greenpeace und Ecologís-
tas en Acción zutreffen, die sich innerhalb des NGO-
Spektrums am vehementesten für den Ausbau er-
neuerbarer Energieträger einsetzen. Für die großen 
Branchenverbände (APPA, AEE und ASIF), Teile der 
Regierung (insbesondere das Umweltministerium), 
alle relevanten Parteien, die nationale Energieagentur 
Instituto para la Diversificacion y Ahorro de la Energía 
(IDAE), diverse Forschungseinrichtungen, die nationa-
le Regulierungsbehörde Comisión Nacional de la Ener-
gía (CNE) und die Gewerkschaften, die Bechberger 
ebenso zu der grünen Koalition zählt, spielen hingegen 
finanzielle sowie beschäftigungs- und industriepoliti-
sche Erwägungen sicherlich eine ebenso bedeutende 
Rolle wie für die VertreterInnen der grauen Koalition. 
Die Zustimmung der Bevölkerung zum Ausbau erneu-
erbarer Energien ist in Spanien nicht ganz so wichtig, 
da das Land verhältnismäßig dünn besiedelt ist und die 
großen Konzerne daher relativ ungehindert neue Anla-
gen aufstellen können (Pollitt 2012).

Der oben erwähnte Konsens über die Notwendigkeit 
der Förderung erneuerbarer Energien ist in der Zwi-
schenzeit aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise, 
von der Spanien überdurchschnittlich stark betroffen 
ist, allerdings erodiert. Im Zuge der Krise wandelte sich 
der Haushaltsüberschuss von 2 Prozent des Bruttoin-
landprodukts im Jahr 2006 in ein Defizit von 11 Prozent 
im Jahr 2009 (López/Rodríguez 2011: 21). Gleichzeitig 
stiegen infolge des Booms erneuerbarer Energien die 
Kosten für die Einspeisevergütung rapide an, sodass in 
Spanien bereits rückwirkend die Vergütung von Solar-
strom um 30 Prozent abgesenkt wurde (Hofman/Huis-
man 2012: 11). Insofern kann ein Ineinandergreifen der 
Folgen der Weltwirtschaftskrise und der Branchenkrise 
der erneuerbaren Energien festgestellt werden.

Zu Beginn des Jahres 2012 hat die neue konserva-
tive Regierung der Partido Popular, die sich im letzten 
Jahrzehnt noch massiv für den Ausbau erneuerbarer 
Energien eingesetzt hatte, im Zuge der Austeritätspo-
litik sogar ein Moratorium auf unbestimmte Zeit für 
die Förderung erneuerbarer Energien beschlossen 
(o. N. 2012b). Insofern herrscht eine große Ungewiss-

3.1 Gesellschaftlich-politischer 
Kontext
Bis zum Ausbruch der Krise im Jahr 2008 entwickel-
te sich der Sektor der erneuerbaren Energien in Spani-
en relativ ähnlich wie in Deutschland, wobei die Kon-
fliktlinie zwischen grüner und grauer Koalition weniger 
deutlich konturiert ist. Denn die beiden Duopolisten 
Endesa und Iberdrola investierten bereits frühzeitig in 
erneuerbare Energien. Der massiv gewachsene Strom-
verbrauch in Spanien – der sich zwischen 1990 und 
2007 in etwa verdoppelte – stellte gleichzeitig die Aus-
lastung der fossilen und nuklearen Kraftwerke sicher 
(Bechberger 2009: 57). Getrieben wurde der Strom-
verbrauch durch ein hohes Wirtschaftswachstum, das 
sich vor allem auf den (energieintensiven) Bausektor 
stützte (López/Rodriguez 2011). Diese Konstellation 
beförderte einen breiten gesellschaftlichen Konsens 
über die Notwendigkeit eines Ausbaus erneuerbarer 
Energieträger (Hanemann u. a. 2011). Die Förderung 
dieses Bereichs erfolgt mittels eines Einspeisevergü-
tungsmodells, das dem deutschen Modell ähnlich ist. 
Im Gegensatz zum deutschen wird das spanische Sys-
tem jedoch nicht mittels einer Umlage auf die Strom-
verbraucherInnen, sondern direkt aus dem Staats-
haushalt finanziert.

Zwar macht Bechberger in seiner Analyse der Ent-
wicklung der erneuerbaren Energien in Spanien auch 
zwei konkurrierende Koalitionen aus, allerdings sieht er 
einen übergreifenden Konsens in Bezug auf die Not-
wendigkeit der Förderung dieser Energieträger:

«Insofern unterscheiden sich die einzelnen Ak-
teurskoalitionen nicht mehr in fundamentalen Fragen 
eines Für und Wider einer Unterstützung erneuerba-
rer Energien, sondern primär in strategischen Über-
legungen wie etwa dem Bedeutungsgrad der Rege-
nerativen in der zukünftigen Energieversorgung, der 
technologischen Schwerpunktsetzung innerhalb der 
erneuerbaren Energien oder der Frage der Wahl und 
Ausgestaltung des entsprechenden Förderrahmens» 
(Bechberger 2009: 298).

Diese Akteurskoalitionen sollen entsprechend der 
in dieser Studie verwendeten Terminologie als graue 
und grüne Koalition bezeichnet werden. Die graue 
Koalition befürwortet den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien aus Profitinteressen und industriepolitischen Er-
wägungen. Sie will, dass sich die Energiewende inner-
halb der alten ökonomischen Strukturen vollzieht. Der 
Wandel soll schrittweise erfolgen, und die Entwertung 
des eingesetzten Kapitals bei fossilistischen Energien 
soll vermieden werden. Neben den beiden Duopolis-
ten Endesa und Iberdrola ordnet Bechberger große Tei-
le des Finanzkapitals und den Verband der spanischen 
Stromwirtschaft UNESA der grauen Koalition zu. Da-
rüber hinaus gehören zu ihr auch staatliche Akteure, 
etwa die Führungsebene des Industrieministeriums, 
in dessen Verantwortung die Energiepolitik liegt, und 

3 Spanien
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heit über den weiteren Ausbau regenerativer Energi-
en in Spanien. Dem Moratorium für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien ging unter der Ägide der Parti-
do Socialista Obrero Español unter Ministerpräsident 
José Luis Rodríguez Zapatero die Verabschiedung ei-
nes Gesetzes über «nachhaltiges Wirtschaften» vor-
aus, das die Laufzeitbeschränkung für Atomkraftwerke 
in Spanien auf 40 Jahre aufgehoben hat (Streck 2011). 
Im Februar 2012 kam die spanische Atomsicherheits-
behörde CSN zu dem Schluss, dass das älteste spa-
nische AKW Santa María de Garona, welches bereits 
seit 41 Jahren in Betrieb ist, allen Sicherheitsstandards 
genügt. Einer Verlängerung der Laufzeit bis zum Jahr 
2019 steht nun nichts mehr im Wege (o. N. 2012c).

3.2 Zentrale Akteure
Diese Entscheidungen konnten gegen den Willen rela-
tiv starker und gut organisierter grüner Kapitalfraktio-
nen im Energiebereich durchgesetzt werden. Der 
Dachverband der Branche erneuerbare Energien ist die 
Asociación de Productores de Energías Renovables, 
die Unternehmen aus dem Windenergiebereich orga-
nisieren sich in der Asociación Empresarial Eólica, und 
die krisengeschüttelte Solarbranche ist gegenwärtig 
dabei, ihre Kräfte in der 2011 gegründeten Unión Espa-
ñola Fotovoltaica (UNEF) zu bündeln. Darüber hinaus 
ist der zweitgrößte spanische Energiekonzern Iberdro-
la ein zentraler Akteur im Sektor erneuerbare Energien 
ebenso wie der Anlagenbauer Gamesa, der zu den 
zehn größten Windanlagenbauern der Welt gehört. Die 
genannten Akteure sollen im Folgenden kurz vorge-
stellt werden.

Asociación de Productores  
de Energías Renovables (APPA)
Der Verband wurde bereits im Jahr 1987 gegründet. 
Ursprünglich stand APPA für Asociación de Pequenos 
Productores y Autogeneradores Hidroeléctricos, war 
also Unternehmen vorbehalten, die im Bereich der klei-
nen Wasserkraft tätig waren. 1996 erfolgte dann die 
Öffnung auch für Unternehmen aus anderen Berei-
chen, inzwischen vertritt die APPA das gesamte Spek-
trum an Akteuren, die im Markt für erneuerbare Ener-
gien präsent sind. Darüber hinaus verfügt der Verband 
mit Gesternova über einen eigenen Ökostromanbieter, 
der ausschließlich Strom von APPA-Migliedsunterneh-
men an EndkundInnen vertreibt (Bechberger 2009: 
257 ff.). APPA ist stark geprägt durch kleine und mittle-
re Unternehmen, es sind in der Zwischenzeit aber auch 
die «ökologischen Ableger» transnationaler Energieko-
nzerne Mitglied, beispielsweise Enel Green Power oder 
RWE Innogy.24

Asociación Empresarial Eólica (AEE)
Der Verband der spanischen Windenergieunterneh-
men wurde erst im Jahr 2002 gegründet und ist mitt-
lerweile auf über 200 Mitgliedsunternehmen ange-
wachsen. Zu ihnen gehören alle relevanten spanischen 
Unternehmen aus dem Bereich ebenso wie die deut-

schen Windanlagenbauer Enercon und Siemens. Dar-
über hinaus sind BASF, Bosch Rexroth, RWE und EON 
in der AEE organisiert. Infolgedessen kommt es inner-
halb des Verbandes häufiger zu Interessenkonflikten, 
da zahlreiche Mitgliedsunternehmen nicht nur im Be-
reich der Windenergie tätig sind, sondern auch in an-
deren Sektoren (ebd.: 259 f.).25 

Unión Española Fotovoltaica (UNEF)
Die Solarbranche ist bisher in vier verschiedenen Ver-
bänden organisiert, die größeren Unternehmen in der 
Asociación Empresarial Fotovoltaica (AEF) und die klei-
nen und mittleren Unternehmen in der Asociación de la 
Industria Fotovoltaica (ASIF). Die Asociación Nacional 
de Productores e Inversores de Energías Renovables 
(ANPIER) vertritt stärker die Interessen von Investoren, 
darüber hinaus existiert beim Gesamtverband APPA ei-
ne Sektion Fotovoltaica, die in UNEF integriert werden 
soll. Im Jahr 2008 hat sich die AEF von der ASIF abge-
spalten, die bereits im Jahr 1998 gegründet wurde. Der 
Hauptgrund war, dass die großen Konzerne ihre Inte-
ressen in der ASIF nicht hinreichend vertreten sahen, 
denn die ASIF war bereit, eine Begrenzung der staat-
lichen Förderung auf eine maximale Anlagengröße zu 
akzeptieren (ebd.: 261 ff.). Im Zuge der Krise der Solar-
industrie und des Fördermoratoriums der neuen Regie-
rung findet gegenwärtig unter dem Dach der UNEF ei-
ne Art Wiedervereinigung statt, die zudem die ANPIER 
und die APPA Fotovoltaica umfasst.26

Iberdrola
Iberdrola ist der zweitgrößte spanische Energiekon-
zern und gehört zu den sieben größten Stromanbietern 
Europas (Schülke 2010: 188). Er ging aus einer 1992 er-
folgten Fusion von Hidroeléctrica Española und Iberdu-
ero hervor. Neben konventionellen Kraftwerken inves-
tiert Iberdrola in den Ausbau erneuerbarer Energien, 
vor allem in den Bereich der Windenergie. Der Konzern 
ist inzwischen der weltgrößte Windanlagenbetreiber. 
Im Jahr 2007 wurde Scottish Power übernommen, 
das sechstgrößte britische Energieunternehmen, das 
im Bereich der Windenergie relativ stark aufgestellt ist 
und nicht nur im Heimatland, sondern auch in den USA 
hohe Marktanteile aufweist, die Iberdrola durch die 
Zukäufe einiger kleinerer US-amerikanischer Energie
konzerne noch weiter ausbauen konnte. Im selben 
Jahr (2007) wurde die Tochtergesellschaft Iberdrola 
Renovables an die Börse gebracht und ein Investitions-
plan für das Unternehmen von 2008 bis 2012 vorge-
stellt, der ein Volumen von 18,8 Milliarden Euro vorsah. 
Davon waren 50 Prozent für die USA bestimmt, 23 Pro-
zent für Spanien, 25 Prozent für andere europäische 
Länder und 2 Prozent für sonstige Regionen. Im Juli 
2011 wurde jedoch Iberdrola Renovables nach kräfti-
gen Kursverlusten wieder in den Mutterkonzern inte-
griert. Im selben Jahr steuerten erneuerbare Energien 

24  Vgl. http://www.appa.es.  25  Vgl. auch http://www.aee.es.  26  Vgl. http://www.
unef.es.
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(ohne Wasserkraft) 19,8 Prozent der von Iberdrola pro-
duzierten Strommenge bei. Den größten Anteil mach-
ten Gaskraftwerke mit 38,7 Prozent aus, aber auch die 
Atomenergie mit 16,7 Prozent und die Kohle mit einem 
Anteil von 8,9 Prozent sind von Bedeutung. Damit ist 
Iberdrola ein gutes Beispiel dafür, wie Unternehmen 
gleichsam mit fossilen und nuklearen sowie erneuer-
baren Energien erfolgreich Geschäfte machen können 
(Bechberger 2009: 231 ff.; Schülke 2010: 99 ff.).27

Gamesa 
Das Unternehmen wurde im Jahr 1976 als Automo-
bilzuliefererbetrieb gegründet. Im Jahr 1994 begann 
Gamesa mit der Konstruktion von Windanlagen, im 
Jahr 2011 war das Unternehmen einer der zehn größ-
ten Windanlagenbauer weltweit, mit 34 Produktions-
stätten in Europa, in den USA, in Brasilien, Indien und 
China.28 Die Zahl der Beschäftigten beträgt weltweit 
etwa 8.300. Die installierte Kapazität der von Gamesa 
gebauten Anlagen betrug Ende 2011 gut 24.000 MW 
und verteilt sich geographisch ähnlich wie die Produk-
tionskapazitäten: 8 Prozent in Spanien, 20 Prozent in 
anderen europäischen Ländern, 23 Prozent in China, 
19 Prozent in Indien, 15 Prozent in Lateinamerika und 
14 Prozent in den USA. Bei einem Umsatz von gut 3 
Milliarden Euro wurde im Jahr 2011 ein Reingewinn 
von 51 Millionen Euro erwirtschaftet. Der Börsenwert 
des Unternehmens ist allerdings in den letzten zwei 
Jahren um etwa 75 Prozent gefallen. Gamesa ist je-
doch in der komfortablen Position, dass Iberdrola rund 
20 Prozent der Firmenanteile hält und zugleich der 
größte Auftraggeber des Unternehmens ist (Bechber-
ger 2009: 235 f.).29

3.3. Ökonomische Entwicklungen
Die Erneuerbare-Energien-Branche hat sich bis zum 
Jahr 2008 in Spanien durch hohe Wachstumsraten 
ausgezeichnet. Seitdem sind die Investitionen jedoch 
deutlich zurückgegangen. Die Rezession der spani-
schen Wirtschaft, die Kürzungsprogramme während 
der Amtszeit Zapateros und das Moratorium für die 
Förderung erneuerbarer Energien unter der neuen Re-
gierung von Mariano Rajoy, in Verbindung mit globalen 
Überkapazitäten in der Solar- und zunehmend auch in 
der Windbranche, bedingen eine schwierige Situation 
für die grünen Kapitalfraktionen im spanischen Ener-
giesektor.

Wichtige Kennzahlen
Der Anteil erneuerbarer Energien am spanischen 
Stromverbrauch betrug im Jahr 2010 ohne die große 
Wasserkraft 21,8 Prozent oder 60.012 GWh. Den größ-
ten Anteil daran hatte die Windenergie mit 71,8 Pro-
zent, gefolgt von der Solarenergie mit 11,7 Prozent, 
der kleinen Wasserkraft mit 11,2 Prozent und der Bio-
masse mit 5,2 Prozent. Die installierten Kapazitäten er-
neuerbarer Energien betrugen im Jahr 2010 insgesamt 
26.746 MW, davon entfielen knapp 20.000 MW auf die 
Windenergie. Trotz des relativ hohen Anteils erneuer-

barer Energieträger im Elektrizitätsbereich hat Spani-
en mit einer Quote von 11,2 Prozent das auf europä-
ischer Ebene vereinbarte Ziel verfehlt, bis zum Jahr 
2010 12 Prozent des Gesamtenergieverbrauchs durch 
erneuerbare Energien zu decken. Der im November 
2011 noch von der alten Regierung verabschiedete 
Plan zum weiteren Ausbau der erneuerbaren Energi-
en sieht bis zum Jahr 2020 eine Erhöhung ihres Anteils 
am Gesamtenergieverbrauch auf 20,8 Prozent vor und 
liegt damit etwas über dem im Rahmen der EU ausge-
handelten Ziel von 20,0 Prozent (APPA 2011a).

Allerdings dürfte es schwierig werden, dieses Ziel zu 
erreichen, denn im Zuge der teilweise rückwirkenden 
Kürzungen bei der staatlichen Förderung erneuerbarer 
Energien sind die entsprechenden Investitionen in die-
sen Sektor in Spanien stark zurückgegangen. Im Jahr 
2010 betrugen sie 4,6 Milliarden Euro und damit nur 
noch ein Viertel des Niveaus von 2008. Insofern wa-
ren die Zuwachsraten erneuerbarer Energien zwischen 
2008 und 2010 vor allem dem Rückgang der Energie-
nachfrage und den hohen Investitionen bis einschließ-
lich 2008 geschuldet (McCrone u. a. 2011: 22). Trotz 
der rückläufigen Investitionen steuerte der Erneuer-
bare-Energien-Sektor mit einer Wertschöpfung in Hö-
he von 6,744 Milliarden Euro 0,63 Prozent zum spani-
schen Bruttoinlandsprodukt bei und beschäftigte im 
Jahr 2010 direkt und indirekt 111.000 Menschen. Das 
sind allerdings 20.000 weniger als noch zwei Jahre zu-
vor (APPA 2011b).

Struktur der Branche
Die Struktur des Erneuerbaren-Energien-Sektors in 
Spanien ähnelt der des deutschen Marktes. In der 
Windbranche ist die Konzentration relativ weit vor-
angeschritten. Neben Gamesa ist der Mischkonzern 
Acciona, der vor sechs Jahren gemeinsam mit dem 
größten italienischen Energieversorger Enel den spa-
nischen Marktführer Endesa übernommen hat, ein 
international bedeutender Windanlagenbauer und 
-betreiber. Im Jahr 2010 wurden 25,0 Prozent der ins-
tallierten Windkrafträder von Iberdrola Renovables be-
trieben und 19,5 Prozent von Acciona. Im Bereich des 
Anlagenbaus hat Gamesa einen Anteil von 53,7 Pro-
zent an seinem Heimatmarkt, gefolgt vom Weltmarkt-
führer Vestas mit 17,1 Prozent. Acciona kommt auf 
einen Anteil von 7,0 Prozent, die deutschen Konzer-
ne Siemens und Enercon kommen auf 3,5 Prozent be-
ziehungsweise 2,3 Prozent (AEE 2011a: 32  ff.). Dane-
ben existieren zahlreiche kleinere Zulieferbetriebe. Der 
spanische Windenergieverband hat jedoch lediglich 
etwas mehr als 200 Mitgliedsunternehmen und reprä-
sentiert damit nach eigenen Angaben mehr als 95 Pro-
zent des Marktes.30

27  Vgl. auch http://www.iberdrola.es.  28  Es gibt unterschiedliche Schätzungen 
zu den globalen Marktanteilen: Je nach Studie kommt Gamesa auf einen Marktan-
teil zwischen 6,4 und 8,2 Prozent und wäre damit der neunt- oder viertgrößte Wind-
anlagenbauer (vgl. http://www.ekopolitan.com/tech/global-wind-turbine-market-
shares).  29  Vgl. auch http://www.gamesa.es.  30  Vgl. http://www.aeee.es.
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Im Bereich der Solarenergie sind trotz der Krise nach 
wie vor zahlreiche kleine und mittelständische Unter-
nehmen aktiv. Spanien hatte auch in der Vergangen-
heit keine international bedeutsamen Solarkonzerne. 
Die Zahl der vom Solarenergieverband UNEF vertrete-
nen Unternehmen umfasst mehr als 3.800. Dies deutet 
auf eine wesentlich kleinteiligere Struktur des spani-
schen Solarenergiemarktes hin.31

Stellung auf dem Weltmarkt
Die spanischen Unternehmen im Erneuerbaren-Ener-
gien-Sektor befinden sich im Zuge der Krise ihres 
Heimatmarktes in einer schwierigen Situation und 
verlieren trotz verstärkter Transnationalisierung der grö-
ßeren Konzerne kontinuierlich Weltmarktanteile (vgl. 
zur Windenergie AEE 2011b: 13 f.). Gamesa hatte im 
Jahr 2008 noch einen Weltmarktanteil von 12,0 Pro-
zent, zwei Jahre später waren es nur noch 6,6 Prozent 
(ebd.: 24). Allerdings erzeugt der Sektor erneuerbare 
Energien in Spanien – in Kontrast zu dem auf den Bin-
nenkonsum ausgerichteten spanischen Wirtschafts-
modell – kontinuierlich Außenhandelsüberschüsse. 
Importen in Höhe von 2,569 Milliarden Euro stand 
2010 ein Exportvolumen von 3,226 Milliarden Euro 
gegenüber, unter dem Strich blieb ein Außenhandels-
überschuss von 657 Millionen Euro. Gegenüber dem 
Rekordjahr 2008 entspricht dies jedoch nahezu einer 
Halbierung (ebd.: 28). Allerdings weist allein der Wind-
energiesektor einen Außenhandelsüberschuss in Höhe 
von 1,105 Milliarden Euro auf. Im Jahr 2010 erzielte die-
ser Sektor zum ersten Mal eine Exportquote von über 
50 Prozent, was darauf hindeutet, dass die Schwäche 
des Heimatmarktes durch wachsende Exporte aufge-
fangen werden konnte (ebd.: 20). Bereinigt um den Bei-
trag des Windenergiesektors weisen die Unternehmen 
im Bereich regenerativer Energien in Spanien insge-
samt eine deutlich negative Außenbilanz auf.

3.4 Aktuelle Konflikte
Bechberger sah im Jahr 2009 in seiner Analyse der 
spanischen Energiepolitik noch eine Vormachtstellung 
der grünen Koalition:

«Stellt man nun abschließend die Frage, welche der 
zuvor beschriebenen Interessenkoalitionen im Politik-
feld der erneuerbaren Energien in Spanien eine do-
minierende Stellung einnimmt, so lautet die Antwort, 
dass es sich dabei um die ökologische Koalition han-
delt» (Bechberger 2009: 317).

Zweifellos war der Ausbau der erneuerbaren Energi-
en in Spanien im Kontext des Wirtschaftsaufschwungs 
und einer kontinuierlich ansteigenden Energienach-
frage ein Projekt, das von einer breiten Koalition getra-
gen wurde. In der Zwischenzeit haben sich jedoch die 
Rahmenbedingungen stark gewandelt. Die spanische 
Wirtschaft steckt in einer tiefen Rezession, als Resultat 
der Bankenrettungspakete und sinkender Steuerein-
nahmen ist das Staatsdefizit erheblich gestiegen. Die 
neue konservative Regierung beschloss zudem 2012 
im Zuge der Austeritätspolitik ein Moratorium für die 

spanische Einspeisevergütung. Insofern stellt sich die 
Frage nach den Perspektiven erneuerbarer Energien in 
Spanien neu.

Auf der einen Seite stehen relativ starke und gut or-
ganisierte grüne Kapitalfraktionen. So fand etwa im 
Bereich der Solarenergie im Zuge der Gründung der 
UNEF eine Bündelung der Kräfte statt. Auch die Unter-
nehmen aus dem Windenergiebereich drängen auf ein 
Ende des Moratoriums, die größeren Akteure reagie-
ren jedoch gleichzeitig mit einer forcierten Transnati-
onalisierung auf die Krise im spanischen Markt (AEE 
2011a: 108). Allerdings wird der Erfolg dieser Koalition 
wohl wesentlich davon abhängen, ob es ihr gelingt, ein 
neues Projekt zu formulieren und zu verallgemeinern, 
das die Förderung erneuerbarer Energien als Ausweg 
aus der Krise verkauft, als einen zentralen Bestand-
teil einer Green Economy. Ansätze in diese Richtung 
gibt es bereits. In der Zeitschrift APPA info präsentier-
te APPA-Präsident José María González Vélez (2012: 2) 
den Ausbau des Sektors als den langfristig sinnvolle-
ren Weg, da mit ihm positive Beschäftigungseffekte 
verbunden seien und er auch eine Antwort biete auf 
die steigenden Kosten fossiler Energieträger und die 
wachsende Importabhängigkeit Spaniens. 

Ein nicht unwesentlicher Faktor, der die Neuformie-
rung eines grünen Projektes im spanischen Energie-
sektor begünstigten könnte, ist das Ziel der EU, bis zum 
Jahr 2020 20 Prozent des Gesamtenergieverbrauchs 
aus erneuerbaren Energien zu decken. Spanien ist mit 
einem Anteil von 11,3 Prozent im Jahr 2010 noch weit 
von diesem Ziel entfernt und wird es wohl ohne eine 
fortgesetzte staatliche Förderung regenerativer Energi-
en wohl auch in näherer Zukunft nicht erreichen kön-
nen. Einer Förderung erneuerbarer Energien steht je-
doch eine strikte Austeritätspolitik entgegen, wie sie 
zurzeit von den dominanten politischen und wirtschaft-
lichen Eliten favorisiert wird. Sollte die spanische Re-
gierung den jetzigen Plan, die Neuverschuldung inner-
halb der nächsten Jahre wieder unter drei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts zu senken, tatsächlich umset-
zen, ist der Spielraum für zusätzliche Ausgaben extrem 
gering. Darüber hinaus hatte bereits die sozialistische 
Regierung unter Zapatero eine atomkraftfreundliche 
Wende vollzogen. Es gibt zwar in Spanien keine Neu-
baupläne für Atomkraftwerke. Es ist jedoch gut mög-
lich, dass das AKW Santa María de Garona, dessen Be-
triebsgenehmigung über 40 Jahre hinaus verlängert 
wurde, keinen Einzelfall darstellt, sondern nur der Auf-
takt war für weitere Laufzeitverlängerungen für spa-
nische Kernkraftwerke, die den Spielraum für die Ex-
pansion erneuerbarer Energien massiv einschränken 
würden. Insofern ist der weitere Ausbau erneuerbarer 
Energien in Spanien trotz der EU-Zielvorgabe, bis 2020 
einen Anteil von 20 Prozent am Gesamtenergiever-
brauch zu erreichen, gegenwärtig unsicher.

31  Vgl. http://www.unef.es.
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rale Staatsapparate (Harriss-White/Harriss 2007). Es 
gibt darüber hinaus neben den Interessenverbänden 
der Unternehmen aus dem Bereich erneuerbare Ener-
gien (vgl. Kap. 4.2) noch eine Vielzahl von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren, die auf die Politik einzuwirken 
versuchen. So sind die Umweltverbände Greenpeace 
und Friends of the Earth wichtige Unterstützer der re-
generativen Energien. Auch Initiativen wie Carbon 
Trade Watch und die Stop Climate Chaos Coalition, 
vergleichbar mit der Klima-Allianz in Deutschland, sind 
von Bedeutung. 

In der Bevölkerung genießt der Ausbau der erneuer-
baren Energien eine breite Unterstützung: Angeblich 
etwa 90 Prozent der Briten befürworten ihren weiteren 
Ausbau (Staff of Business Green 2012). Allerdings pro-
fitieren Kommunen und lokale Akteure (kleine Unter-
nehmen, Haushalte, Landwirte und Grundbesitzer) an-
ders als in Deutschland bisher kaum finanziell von den 
neuen Energieformen. Diese fehlende ökonomische 
Einbindung ist eine bedeutende Ursache für die ver-
hältnismäßig starken Widerstände in den Kommunen 
und die relative Schwäche insbesondere der Onshore-
Windenergie im Vereinigten Königreich (Pollitt 2012).

Das Department of Energy and Climate Change 
(DECC) ist auf staatlicher Seite die wichtigste Institu-
tion. Das DECC wurde 2008 gegründet und setzt die 
politischen Ziele und Rahmenbedingungen für die ge-
samte Energiepolitik, für die vorher verschiedene Mi-
nisterien zuständig waren. Im DECC hat wiederum 
das Office for Renewable Energy Deployment eine he-
rausragende Bedeutung. Ferner ist das Office of Gas 
and Electricity Markets (OFGEM) als relativ unabhän-
gige Regulierungsbehörde zu nennen. Es ist mit der 
deutschen Bundesnetzagentur vergleichbar ist. Die 
britische Regierung hat sich im Rahmen der «Renew
able Energy Directive» der EU von 2009 das ehrgeizige 
Ziel gesetzt, den Anteil der erneuerbaren Energien am 
Stromverbrauch bis 2020 auf 30 Prozent und am ge-
samten Energieverbrauch auf 15 Prozent zu erhöhen. 
An dem ursprünglichen Regierungsziel von 2000, den 
Anteil des regenerativen Stroms bis 2010 auf 10 Pro-
zent zu steigern, scheiterte sie jedoch.

Nachdem schon der erste staatliche Fördermecha-
nismus für erneuerbare Energien, die 1990 eingeführ-
te «Non-Fossil Fuel Obligation», durch aufwendige Ge-
nehmigungsverfahren ausgebremst wurde, hat auch 
die 2002 eingeführte «Renewable Obligation» nicht die 
versprochenen Resultate erbracht. Dieses von OFGEM 
verwaltete Programm basiert auf einem Quotensystem 
mit handelbaren Zertifikaten. Es macht den Großteil 
der staatlichen Förderung der erneuerbaren Energi-
en aus und ist vor allem auf größere Anlagen ausge-
richtet. Seit 2009 werden die Zertifikate differenziert 

4.1 Gesellschaftlich-politischer 
Kontext
Der Markt für erneuerbare Energien in Großbritan-
nien weist spezifische Merkmale auf, die ihn von den 
Märkten in anderen europäischen Ländern unterschei-
den. Erstens liegt Großbritannien beim Ausbau der er-
neuerbaren Energien relativ weit zurück, obwohl das 
Land bei der Offshore-Windenergie weltweit führend 
ist. Zweitens setzt der britische Staat bei der Förde-
rung der erneuerbaren Energieträger statt auf ein Ein-
speisevergütungssystem schwerpunktmäßig auf ein 
Quotensystem, das tendenziell große Unternehmen 
privilegiert und bisher weniger erfolgreich war als das 
deutsche oder spanische Modell. Eng damit in Ver-
bindung steht drittens, dass der Markt erneuerbarer 
Energien von sechs großen Stromkonzernen kontrol-
liert wird. Daher werden in der Fachliteratur auch nicht 
derart klar voneinander zu trennende grüne und graue 
Koalitionen wie in Deutschland und Spanien beschrie-
ben, obwohl es gewisse Parallelen zu den anderen Län-
derbeispielen gibt (vgl. Harriss-White/Harriss 2007). Im 
Folgenden soll zunächst die Entwicklung der für den 
Sektor wichtigen Unternehmen, staatlichen Institutio-
nen und anderen Akteuren dargestellt werden, bevor 
auf die Bedeutung einzelner Energieträger eingegan-
gen wird.

Seit der Privatisierung und Liberalisierung des Ener-
giesektors Anfang der 1990er Jahre gibt es in Groß-
britannien eine Vielzahl kleiner Unternehmen auf dem 
Markt, diese sind jedoch im Verhältnis zu den sechs 
dominanten Energiekonzernen (EON UK, RWE npow-
er, EDF Energy, Centrica, Scottish Power und SSE32) in 
einer deutlichen Außenseiterposition. Wichtig in die-
sem Zusammenhang war der Markteintritt des fran-
zösischen Unternehmens Électricité de France (EDF), 
der im Jahre 2002 erfolgte. Im selben Jahr kauften sich 
EON und RWE durch die Übernahme von britischen 
Energieunternehmen in den Markt ein: EON übernahm 
Powergen und RWE das Unternehmen Innogy. Dieser 
Prozess der Übernahmen kam 2008/2009 zu einem 
vorläufigen Abschluss, als EDF und Centrica (ein ur-
sprünglich aus der Privatisierung hervorgegangenes 
britisches Gasunternehmen) den Atomkonzern British 
Energy übernahmen. Da auch Scottish Energy bereits 
2006 von Iberdrola aufgekauft worden ist, handelt es 
sich bei SSE um den einzigen verbliebenen originär bri-
tischen Stromversorger von Bedeutung. Insgesamt ist 
der britische Strommarkt also stark von Konzernen aus 
anderen europäischen Ländern geprägt. Zusammen 
kontrollierten die sechs Großen im Jahr 2010 etwa 
65 Prozent der Stromproduktion und 87,4 Prozent des 
Vertriebs (Bloomberg New Energy Finance 2012: 3 f.).

Die Verbände Institute of Directors und Engineering 
Employers’ Federation vertreten die Interessen der eta-
blierten Großkonzerne. Letztere sichern ihre Interessen 
zudem durch enge personelle Verbindungen in zent-

4 GroSSbritannien

32  SSE war vor 2010 die Abkürzung für Scottish and Southern Energy.
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nach Technologien vergeben (nach dem sogenann-
ten banding system), wobei zum Beispiel die Offshore-
Windenergie zurzeit etwa die doppelte Menge an Zer-
tifikaten pro MWh erhält, was mit höheren Kosten 
begründet wird. Im Jahr 2010 wurde zudem ein Ein-
speisevergütungssystem speziell für kleine Anlagen 
bis zu einer 5-MW-Leistung eingeführt. Hiervon profi-
tieren unter anderem Betreiber von Photovoltaik- und 
kleinen Windanlagen sowie lokale Akteure, die bisher 
kaum in das Fördersystem integriert waren. Mithilfe 
dieses Mechanismus wurden insbesondere Photo-
voltaikanlagen in größerem Umfang zugebaut. Davon 
haben wiederum vor allem kleine Unternehmen wie 
Handwerksbetriebe und neue «grüne Hersteller» profi-
tiert, die jedoch aktuell von weitreichenden Kürzungen 
bei den Vergütungen bedroht sind (vgl. Kap. 4.4).

Diese Förderung durch den britischen Zentralstaat 
hat trotz ihrer Defizite Schottland inzwischen zum Vor-
reiter bei der Transformation des Energiesystems wer-
den lassen: Die beiden Stromkonzerne mit einer star-
ken Basis in Schottland, Scottish Power und SSE, sind 
die «grünen Vorreiter» unter den sechs Energieriesen 
auf dem Markt. In den letzten Jahren wurde ein Groß-
teil der neu gebauten Onshore-Anlagen in dem nörd-
lichen Landesteil errichtet. Die schottische Regional-
regierung opponiert auch gegen das neue britische 
Atomprogramm und forciert dagegen den Ausbau der 
Offshore-Windenergie. Sie hat als Ziel ausgegeben, 
bis 2020 etwa 80 Prozent des schottischen Stromver-
brauchs aus erneuerbaren Energien zu decken. Im Jahr 
2011 betrug dieser Anteil bereits etwa 35 Prozent.

Betrachtet man die Bedeutung einzelner Energieträ-
ger, so ist es wichtig zu berücksichtigen, dass seit den 
Angriffen der Thatcher-Regierung auf die britischen 
Gewerkschaften in den 1980er Jahren die Bedeutung 
der Kohleverstromung sukzessive zurückgegangen 
ist. Aufgrund der strengen Emissionsbestimmungen 
der «Large Combustion Plants Directive» (LCPD), die 
die Europäische Union 2001 beschlossen hat, müssen 
die verbleibenden Kraftwerke in den nächsten Jahren 
nachgerüstet oder vom Netz genommen werden. In 
den letzten Jahrzehnten wurden die Kohle- vor allem 
durch neue Gaskraftwerke ersetzt, was auch die rela-
tiv gute Klimabilanz Großbritanniens erklärt. Die Treib-
hausgasemissionen sanken dort zwischen 1990 und 
2010 um etwa 24 Prozent.

Auch die Atomenergie hat in den letzten Jahrzehn-
ten einen relativen Bedeutungsverlust erlitten. Die ver-
bliebenen Atomkraftwerke mit einer Gesamtleistung 
von 10 GW werden von British Energy und Magnox 
Ltd. betrieben. Zwar planen EDF, Centrica, GDF Suez 
und Iberdrola bis 2025 neue Atomkraftwerke mit einer 
Leistung von insgesamt 10 GW zu bauen. Dabei wer-
den sie von staatlichen Rahmenprogrammen wie dem 
«Nuclear White Paper» von 2008 unterstützt. Auch eine 
Laufzeitverlängerung und garantierte Strompreise für 
AKW sind aktuell auf Regierungsebene im Gespräch. 
EON und RWE haben jedoch kürzlich angekündigt, ihr 
gemeinsames Atomprojekt in Großbritannien aufge-

ben zu wollen. Damit zeigt sich, dass die Realisierung 
des britischen Atomprogramms noch ungewiss ist.

Trotz seiner bisher relativ schwachen Bilanz beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien hat der Inselstaat 
bei der Windkraft und den sogenannten Meeresener-
gien die größten Potenziale in Europa. Zum Beispiel 
werden in Großbritannien zurzeit einige Pionierprojek-
te für Gezeiten- und Wellenkraftwerke entwickelt. Der 
Beitrag der Photovoltaik zur Stromerzeugung ist bisher 
jedoch zu vernachlässigen, auch wenn in den letzten 
Jahren in diesem Bereich eine starke Wachstumsdyna-
mik eingesetzt hat. Im Jahre 2010 steuerte Gas 46 Pro-
zent zur Stromerzeugung bei, Kohle 28 Prozent, Atom-
energie 16 Prozent und die erneuerbaren Energien 
6,8 Prozent (DECC 2011). 

Die Technologie im Bereich der regenerativen Ener-
gien mit dem größten Wachstumspotenzial in Groß-
britannien ist die Offshore-Windenergie. Mit aktuell 
1,9 GW installierter Leistung liegt Großbritannien an 
der Weltspitze, weitere 3,6 GW sind im Bau oder ge-
nehmigt. 2011 befanden sich 45 Prozent der Offshore-
Kapazitäten der EU im Vereinigten Königreich. Die Off-
shore-Expansion wird massiv über staatliche Apparate 
und Programme vorangetrieben. Dabei ist The Crown 
Estate (die königliche Grundbesitzverwaltung) be-
sonders relevant, weil sie die Gewässer innerhalb der 
Zwölf-Seemeilen-Zone kontrolliert und eine sehr akti-
ve Rolle beim Ausbau von Meereswindparks spielt. So 
hat sie in den letzten Jahren drei Ausschreibungen für 
die Vergabe von Konzessionen für Offshore-Parks und 
zwei für Erweiterungsprojekte initiiert. Nicht zuletzt ist 
sie auch an der Erschließung der schottischen Gewäs-
ser für die Windindustrie beteiligt, die eigentlich rela-
tiv eigenständig von der Regionalregierung verwaltet 
werden. Die ersten beiden Verfahren sind bereits abge-
schlossen und die ersten Parks in Betrieb. Werden alle 
geplanten Projekte realisiert, könnten sich ihre Kapazi-
täten auf bis zu 50 GW summieren. Probleme machen 
zum Teil noch die komplizierten Genehmigungsverfah-
ren und die Netzanschlüsse. Zwar unterstützen auch 
Umweltverbände wie Greenpeace die neue Technolo-
gie, aber es gibt durchaus lokale Widerstände dagegen. 
Lokale Akteure haben jedoch kaum Einflussmöglich-
keiten, weil sie in den Genehmigungsprozess nicht ein-
bezogen werden (Jay 2011; KPMG 2010: 17 u. 31 ff.).

4.2 Zentrale Akteure
Der Dachverband der Unternehmen der regenerativen 
Energiewirtschaft in Großbritannien ist die Renewable 
Energy Association. Auch in den Bereichen Windkraft 
und Solarenergie sind spezielle Interessenverbände 
aktiv, nämlich Renewable UK beziehungsweise die So-
lar Trade Association und die British Photovoltaic As-
sociation. Diese sollen im Folgenden kurz vorgestellt 
werden. 

Renewable Energy Association (REA)
Dieser Verband fungiert seit 2001 als Dachorganisation 
für alle Sparten der erneuerbaren Energien in Großbri-
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tannien. Im Jahr 2011 integrierte er zudem die starke 
Solar Trade Association (siehe weiter unten) in seine 
Struktur, so dass er nun 960 Mitgliedsunternehmen 
vertritt. An seinem Hauptsitz in London beschäftigt die 
REA 19 Angestellte. Ferner bietet sie mit dem REAL 
Assurance Scheme eine eigene Versicherung für priva-
te Betreiber von kleineren Energieanlagen an.33

Renewable UK
Der Verband wurde 1978 von Akteuren aus Industrie 
und Wissenschaft als British Wind Energy Association 
gegründet. Vertrat er ursprünglich nur die Windindus-
trie, repräsentiert er seit 2004 auch die im Bereich der 
Wellen- und Gezeitenenergie tätigen Unternehmen. 
Die 2009 in Renewable UK umbenannte Organisation 
hat heute 635 Mitglieder, einen Haushalt von 4 Millio-
nen Pfund und ist nach eigenen Angaben der stärkste 
britische Unternehmerverband im Sektor erneuerbare 
Energien. Er beschäftigt in Victoria, seinem Hauptsitz, 
40 Angestellte. Der Verband arbeitet besonders eng 
mit dem eigenständigen Scottish Renewables Energy 
Forum zusammen. Zu den Mitgliedern von Renewa-
ble UK zählen neben den sechs oben beschriebenen 
Stromkonzernen Branchengrößen wie Dong Energy, 
Siemens, Vestas, der französiche Atomkonzern Areva 
und das norwegische Ölunternehmen Statoil.34

Solar Trade Association (STA) und  
British Photovoltaic Association (BPA)
Die STA wurde ebenfalls 1978 gegründet und vertritt 
450 Mitgliedsunternehmen, die ihren Firmensitz teil-
weise in anderen Ländern haben. Ihre Tätigkeitsfelder 
umfassen Strom und Wärme aus Solarenergie.35 Da-
neben fungiert die BPA als Verband speziell für Photo-
voltaikunternehmen. Sie hat ihren Sitz in London und 
ist Mitglied der European Photovoltaic Industry Asso-
ciation.36 Beide Verbände versuchen gerade, gegen die 
aktuellen Kürzungen der staatlichen Förderung vorzu-
gehen und die Vorteile einer solaren Zukunft in der Öf-
fentlichkeit deutlich zu machen.

Scottish and Southern Energy (SSE)
Die Aktiengesellschaft Scottish and Southern Energy 
ging 1998 aus einer Fusion von Scottish Hydro und 
Southern Electric hervor und wurde 2010 im Zuge ei-
ner grundlegenden Umstrukturierung in SSE umbe-
nannt. Im Jahr 2011 erzielte sie einen Umsatz von 28,3 
Milliarden Pfund und beschäftigte rund 20.000 Men-
schen. Sie ist in den Geschäftsfeldern Elektrizität, Gas 
und Telekommunikation aktiv. Sie beliefert etwa zehn 
Millionen EndkundInnen mit Energie. Im Zeitraum von 
2010 bis 2015 will sie jährlich zwischen 1,5 und 1,7 Mil-
liarden Pfund in neue Anlagen investieren.

Zwar setzt der Konzern weiterhin auf einen breiten 
Energiemix, aber aus dem AKW-Konsortium NuGe-
neration ist er inzwischen ausgestiegen. Zurzeit in-
vestiert er massiv in Windenergie. Insbesondere nach 
der Übernahme des irischen Windanlagenbetreibers 
Airtricity 2008 hat er begonnen, seine Aktivitäten in 

diesem Geschäftsfeld enorm auszuweiten. Von den 
11.880 MW installierter Leistung basieren 3.040 MW 
auf erneuerbaren Energien. Davon stammten 2011 
910 MW von Onshore-Windanlagen. Mehr als 1.800 
MW Onshore-Kapazitäten sind darüber hinaus im Bau, 
genehmigt oder beantragt. Im Offshore-Markt ist SSE 
an Windparks mit einer Gesamtleistung von 880 MW 
beteiligt. In den Bereichen Wasserkraft, Meeresener-
gien und Biomasse ist der Konzern ebenfalls sehr aktiv 
(Bloomberg New Energy Finance 2012: 16 f.).37

Auch auf der politischen Ebene setzt sich SSE für 
den Ausbau der erneuerbaren Energien ein. So pro-
testierte der Konzern jüngst im Bündnis mit anderen 
«grünen Unternehmen» und Friends of the Earth ge-
gen Planungen, die Atomkraftwerke bei der staatlichen 
Förderung privilegieren und kleine Unternehmen aus 
der Branche der regenerativen Energiewirtschaft aus-
bremsen könnten (Harvey 2012).

4.3 Ökonomische Entwicklungen
Während erneuerbare Energien in Großbritannien lan-
ge Zeit eher unbedeutend waren, erlebt das Land der-
zeit einen starken Boom beim Ausbau der Windener-
gie, insbesondere im Offshore-Bereich. Auch der noch 
überschaubare Photovoltaikmarkt entwickelt sich ge-
rade recht dynamisch. Die jüngsten Kürzungen der 
Einspeisevergütung sind für die Industrie jedoch eine 
schwere Belastungsprobe, deren Folgen noch nicht in 
Gänze abzusehen sind. Trotz aller Heterogenität ist der 
Sektor erneuerbare Energien sowohl im Bereich der 
Herstellung als auch bei den Betriebsstrukturen von 
Großunternehmen der Energiewirtschaft dominiert, 
die – anders als etwa in Deutschland – massiv in Wind-
energie und Biomasse investieren.

Wichtige Kennzahlen
Die erneuerbaren Energien produzierten im Jahr 2010 
etwa 25,7 TWh Strom, das entspricht 6,8 Prozent der 
gesamten britischen Stromproduktion. Davon entfie-
len 40 Prozent auf Windenergie, 14 Prozent auf Was-
serkraft und 46 Prozent auf die verschiedenen Formen 
von Biomasse. Das stärkste Wachstum verzeichnen 
die Wind- und Solarenergie, aber auch die Biomasse 
(DECC 2011). Onshore-Windanlagen kommen auf et-
wa 4,7 GW, Photovoltaikanlagen auf ein GW. Weitere 
Onshore-Anlagen mit Kapazitäten von 13,1 GW sind 
im Bau, genehmigt oder in Planung. Nach den neues-
ten Zahlen ist der Anteil der erneuerbaren Energien im 
zweiten Quartal 2012 auf 9,6 Prozent gestiegen und die 
installierte Leistung auf 14,2 GW. Die Offshore-Wind-
energie könnte bereits im Jahr 2020 allein 17 Prozent 
der britischen Stromproduktion abdecken, während 
ihre Kosten um bis zu ein Drittel fallen könnten. In die 
gesamten Windprojekte im Meer müssen etwa 100 
bis 120 Milliarden Pfund investiert werden (Renewa-

33  Vgl. http://www.r-e-a.net.  34  Vgl. http://www.bwea.com.  35  Vgl. http://www.
solar-trade.org.uk.  36  Vgl. http://www.bpva.org.uk.  37  Vgl. auch http://www.sse.
com.



25

GroSSbritannien

ble UK 2010; Renewable UK/Energy and Utility Skills 
2011a). Auch der Bereich der kleinen und mittelgro-
ßen Onshore-Windanlagen (mit Kapazitäten von 0 bis 
50 kW beziehungsweise 50 bis 500 kW), der über das 
Einspeisevergütungssystem gefördert wird, entwickelt 
sich nach Branchenangaben dynamisch (Renewable 
UK 2012).

Im Geschäftsjahr 2010/2011 betrug der gesamte 
Umsatz der Branche 12,5 Milliarden Pfund. Dieser Be-
trag könnte sich nach Branchenangaben bis 2020 ver-
doppeln oder sogar vervierfachen. Binnen eines Jahres 
stieg der durchschnittliche Marktwert um 11 Prozent. 
Allein die Windindustrie machte 2010 einen Um-
satz von 4 Milliarden Pfund, der Umsatz der Solarin-
dustrie stieg 2010 um 56 Prozent und 2011 sogar um 
280 Prozent. Insgesamt 110.000 Menschen sind nach 
Schätzung der REA im Erneuerbaren-Energien-Sektor 
beschäftigt, davon 31.400 im Wind- und 25.000 im So-
larbereich (REA o. J.). Eine andere Studie von Renewa-
ble UK und dem halbstaatlichen Institut Energy and 
Utility Skills kommt nur auf etwa 11.000 Beschäftigte 
im Sektor Wind- und Meeresenergien. 56 Prozent da-
von seien über die großen Onshore-Anlagen beschäf-
tigt und 29 Prozent im Offshore-Bereich (Renewable 
UK/Energy and Utility Skills 2011b).

Die Bedeutung erneuerbarer Energien dürfte in 
Großbritannien auch in Zukunft weiter zunehmen, da 
in den nächsten Jahren ein bedeutender Teil des briti-
schen Kraftwerkparks ersetzt werden muss. Offizielle 
Schätzungen gehen von 110 bis 200 Milliarden Pfund 
für die notwendigen Ersatzinvestitionen aus. Den Stra-
tegien der großen sechs Energiekonzerne kommt da-
bei eine zentrale Rolle zu, wobei sie angesichts der 
enormen Herausforderungen zum Teil an ihre finanzi-
ellen Grenzen stoßen. Seit 2006 haben sie bereits 13 
Milliarden Pfund in 14 GW neue Kraftwerksleistung in-
vestiert, den Großteil davon in Gas- und Windanlagen. 
EDF und Centrica haben in dem betreffenden Zeitraum 
jeweils nur etwa 1,25 Milliarden Pfund in neue Kapazi-
täten gesteckt, weil sie beide Geld sparen wollen, um 
in den nächsten Jahren ein gemeinsam geplantes neu-
es Atomkraftwerk mit dem Namen Hinckley Point C in 
Südwestengland zu bauen. Insbesondere der Konzern 
EDF ist im Sektor der erneuerbaren Energien weiter-
hin schwach vertreten. EON verliert wegen der Emis-
sionsbestimmungen der EU (LCPD) bis 2015 etwa 
30 Prozent (4,5 GW) seiner Kraftwerkskapazitäten. Der 
deutsche Konzerne hat mit 2,1 Milliarden Pfund im Ver-
hältnis zu seiner Größe ebenfalls relativ wenig inves-
tiert, zwei Drittel davon in erneuerbare Energien, vor al-
lem in Windparks, aber auch etwas in Biomasse. RWE 
muss seine Produktion bis 2015 ebenfalls um 6 GW re-
duzieren, investierte jedoch im Gegensatz zu Konkur-
rent EON 4,5 Milliarden Pfund, davon gut die Hälfte in 
erneuerbare Energien (neben On- und Offshore-Wind-
anlagen vor allem in die Umrüstung eines konventio-
nellen Kraftwerks in ein Biomassekraftwerk). Scot-
tish Power besitzt bereits umfangreiche Kapazitäten 
an regenerativen Energien und investierte seine 2,25 

Milliarden Pfund ausschließlich in On- und Offshore-
Anlagen. Bis 2018 will das Unternehmen sein letztes 
Kohlekraftwerk schließen, dafür aber gemeinsam mit 
GDF Suez ein neues AKW bauen. Auch SSE hat mehr 
als 80 Prozent seiner 2,25 Milliarden Pfund Investiti-
onen in den Ausbau von Windkraftanlagen gesteckt 
(Bloomberg New Energy Finance 2012).

Struktur der Branche
Im Bereich der erneuerbaren Energien sind die großen 
sechs Stromkonzerne im Vergleich zu ihren gesam-
ten Marktanteilen etwas schwächer aufgestellt. Zu-
sammen sind sie aber für 47 Prozent der installierten 
Leistung verantwortlich. Den größten Anteil haben die 
Betreiber von kleinen Photovoltaikanlagen (14,1 Pro-
zent), gefolgt von RWE (13,6 Prozent), Scottish Pow-
er (11,4 Prozent), SSE (8,8 Prozent), Vattenfall (7,1 Pro-
zent) und EON (5,5 Prozent). 4,1 Prozent werden von 
verschiedenen Betreibern von Biomasseanlagen kon-
trolliert. Weitere wichtige Betreiber sind das norwegi-
sche Unternehmen Fred Olsen (3,8 Prozent) und die 
italienische Falck Group (3,3 Prozent) (ebd.: 4).

Bei der Herstellung von Windturbinen ist Siemens 
in Großbritannien führend. Sowohl im Onshore- als 
auch im Offshore-Bereich stammen über 40 Prozent 
der installierten Kapazitäten von dem deutschen Kon-
zern. Das entspricht mehr als 2 GW. Rechnet man al-
le Wertschöpfungsstufen ein, ergibt sich jedoch das 
Bild einer Branche, die von einer Vielzahl von kleineren 
Unternehmen geprägt ist. Im Onshore-Bereich haben 
72 Prozent der Unternehmen weniger als 24 Beschäf-
tigte, bei den Offshore-Anlagen sind es 60 Prozent. 
Bisher hat der britische Industriestandort relativ we-
nig von diesem neuen Markt profitiert. Doch in jüngs-
ter Zeit haben unter anderen internationale Firmen wie 
Mitsubishi, Siemens, General Electric, Gamesa, Vestas 
und auch der britische Konzern SSE damit begonnen, 
in Herstellungskapazitäten sowie Forschung und Ent-
wicklung auf der britischen Insel zu investieren. Davon 
werden auch britische Zulieferer profitieren. Im Be-
reich der kleinen Windturbinen versorgen beispiels-
weise 20 britische Hersteller 70 Prozent des britischen 
Marktes (Renewable UK 2011a; Renewable UK/Energy 
and Utility Skills 2011b).

Beim Betrieb kontrollierten nach Berechnungen von 
Markard und Petersen im Jahr 2007 große und mittle-
re Unternehmen 82 Prozent der Onshore-Windener-
gieanlagen, wobei allein fast 50 Prozent auf Scottish 
Power, SSE, RWE und EON entfielen. Elektrizitätsun-
ternehmen betrieben 62 Prozent der Anlagen, wäh-
rend 9 Prozent im Besitz von Öl- und Gasunternehmen 
waren. Im Offshore-Sektor besaßen die großen und 
mittleren Akteure 2007 etwa 90 Prozent der Anlagen. 
Dort waren Öl- und Gasunternehmen mit 31 Prozent 
präsenter, während 53 Prozent der Windanlagen im 
Besitz von Elektrizitätsunternehmen waren. Mit zu-
nehmender Größe der Windparks im Meer kommt es 
immer stärker zu einer Verdrängung von unabhängi-
gen Betreibern durch große Konzerne und Konsortien. 



26

GroSSbritannien

Neben den sechs genannten Stromkonzernen domi-
nieren internationale Schwergewichte wie Vattenfall, 
Siemens und Dong Energy diesen Markt (Markard/Pe-
tersen 2009: 3551 ff.). Der insgesamt hohe Konzent-
rationsgrad dürfte in den letzten Jahren noch weiter 
zunehmen.

Dagegen ist der Sektor der Solarindustrie in Großbri-
tannien noch klein, hat allerdings in den letzten Jahren 
einen Boom erlebt, von dem insbesondere kleine Un-
ternehmen profitiert haben. 60 Zulieferer sowie 2.000 
Installationsunternehmen sind in diesem Bereich aktiv 
(STA o. J.).

Stellung auf dem Weltmarkt
Die britischen Branchenverbände stellen die Welt-
marktposition ihrer Mitgliedsunternehmen relativ po-
sitiv dar, indem sie in ihren Veröffentlichungen auf 
die Exporterfolge der Branche fokussieren. Informa-
tionen aus den aufschlussreicheren Handelsbilanzen 
fehlen meist. So betrug im Geschäftsjahr 2010/201138 
der Wert aller Exporte von erneuerbaren Energien aus 
Großbritannien 1,6 Milliarden Pfund. Durchschnittlich 
machten die Exporte 13 Prozent des Umsatzes im Sek-
tor erneuerbare Energien aus. Die Windbranche ex-
portierte im selben Jahr Waren im Wert von 500 Milli-
onen Pfund (REA o. J.). In der britischen Branche wird 
eine Unterscheidung zwischen großen, mittleren und 
kleinen Windkraftanlagen vorgenommen. Bei kleinen 
Windturbinen ist das Land mit einem Marktanteil von 
25 Prozent Weltmarktführer (Renewable UK 2012). Bei 
Solarzellen haben britische Hersteller einen Weltmarkt-
anteil von lediglich vier Prozent (STA o. J.).

4.4 Aktuelle Konflikte
Zurzeit ist insbesondere die Solarindustrie in Großbri-
tannien von Absenkungen bei den Einspeisevergütun-
gen betroffen, was ihre Existenz gefährden könnte. 
Schon zum 1. August 2011 setzte das Energieminis-
terium (DECC) erhebliche Kürzungen bei den großen 
Solaranlagen (über 50 kW) durch. Die Förderung von 
Anlagen zwischen 250 kW und 5 MW wurde sogar von 
30,7 auf 8,5 Pennies pro Kilowattstunde herabgesetzt. 
Hintergrund ist, dass das DECC aufgrund krisenbe-
dingter Haushaltskürzungen der britischen Regierung 
10 Prozent seines Budgets einsparen musste. Damals 
diskutierte man in der Branche, dass die Solarunter-
nehmen stärker in den von Kürzungen verschonten 
Bereich (Anlagen mit Kapazitäten unter 50 kW) inves-
tieren müssten, wenn sie weiterhin wirtschaftlich ar-
beiten wollten (Ernst and Young 2011).

Im April 2012 traten dann weitere Kürzungen in Kraft. 
Von diesen sind nun vor allem kleine Anlagen betrof-
fen. So wird beispielsweise eine neu installierte Photo-
voltaikanlage mit 4 kW Leistung nur noch mit 21 statt 
wie zuvor 37,8 Pennies pro kWh vergütet. Auch wenn 
Friends of the Earth zusammen mit mehreren Solar-
unternehmen gegen das DECC klagte und gerichtlich 
längere Übergangsfristen erstreiten konnte, droht sich 
die Krise der Branche zu verschärfen: Die Nachfrage ist 

nach den staatlichen Kürzungen im Frühjahr 2012 zeit-
weise um 90 Prozent eingebrochen (Vaughan 2012).39 
Nach einer weiteren Kürzung im August 2012 sind die 
potenziellen KundInnen noch stärker verunsichert. In 
den letzten Sommerwochen 2012 wurden 75 Prozent 
weniger Solarpanele installiert als im Vergleichszeit-
raum 2011.

Auch die Vergütung für kleine Windanlagen wurde 
zum Teil um bis zu 40 Prozent gekürzt.40 Ein grundle-
gendes Problem für die Onshore-Windenergie sind zu-
dem die Widerstände auf lokaler Ebene. Viele Bürge-
rInnen und Kommunen sehen die Anlagen als Störung 
von außen, zumal sie nicht von der neuen Technologie 
profitieren. Während die regionalen Behörden in der 
Regel dem Bau und Betrieb zustimmen, ist die Geneh-
migungsrate insbesondere für große Anlagen (über 50 
MW) bei den lokalen Behörden in den letzten Jahren 
kontinuierlich gesunken. Zuletzt betrug sie nur noch 
42 Prozent. Durch diese administrativen Hürden haben 
sich die durchschnittlichen Umsetzungszeiten für Pro-
jekte im Bereich erneuerbare Energien von 24 auf 33 
Monate verlängert (Renewable UK 2011b). Im Frühjahr 
2012 wurde aus dem Umfeld der Liberaldemokraten 
sogar eine nationale Organisation gegen Windener-
gie, die National Opposition to Windfarms, gegrün-
det (Hickman 2012). Bei einer Kabinettsumbildung 
im Sommer 2012 kamen zudem mit John Hayes und 
Owen Paterson zwei bekennende Windkraftgegner in 
für die Energiepolitik wichtige Positionen. Auch die ge-
plante Renaissance der Atomenergie könnte zu einem 
gewichtigen Problem werden, da auch in Großbritan-
nien entschieden werden muss, ob das grundlastba-
sierte System mit großen Kraftwerken fortgeführt oder 
ob auf ein flexibles Lastmanagement mit einem stark 
wachsenden Anteil erneuerbarer Energien umgestellt 
werden soll.

38  Im britischen System geht das sogenannte Fiskaljahr vom 1. April bis zum 31. 
März.  39  Vgl. auch http://www.bpva.org.uk und http://www.solar-trade.org.
uk.  40  Vgl. http://www.bwea.com.
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nötigen Planungssicherheit, staatliche Förderung und 
einen zügigen Umbau, um die notwendigen Großin-
vestitionen tätigen zu können und Skaleneffekte zu re-
alisieren (Candeias 2012). Die Akteure und Koalitionen, 
die die Technologien im Bereich regenerativer Energi-
en bestimmen, haben auch erheblichen Einfluss auf 
die gesellschaftliche Struktur dieses Sektors. Anhand 
von sechs Dimensionen lassen sich die verschiedenen 
Muster dieser Struktur unterscheiden.

Erstens unterscheiden sich die Strategien der eta-
blierten Energiekonzerne in Bezug auf die erneuerba-
ren Energien erheblich. Während in Deutschland die 
vier Oligopolisten den Ausbau erneuerbarer Energien 
lange Zeit bekämpften und selbst kaum in diese Ener-
gieträger investierten, trieben die beiden spanischen 
Duopolisten den Ausbau regenerativer Energien aktiv 
voran. In Großbritannien wird der Markt für erneuer-
bare Energien ebenfalls stark von Großkonzernen do-
miniert. Die Strategien der Konzerne variieren zudem 
in den verschiedenen Ländern, in denen sie aktiv sind. 
In Deutschland sind EON und RWE zwar kaum in dem 
neuen Markt präsent, in Großbritannien gehören sie 
dagegen zu den zentralen Akteuren.

Zweitens weisen die grünen Koalitionen in den ver-
schiedenen Ländern eine ganz unterschiedliche Brei-
te und Durchsetzungsfähigkeit auf. Ist die grüne Ka-
pitalfraktion in der Bundesrepublik in ein historisch 
gewachsenes, gesellschaftliches Netzwerk eingebun-
den und dominiert den Markt für erneuerbare Energi-
en, gehört sie im Vereinigten Königreich zu den Nach-
züglern in dem Markt, an dem sie bis heute nur einen 
geringen Anteil hat. Die spanische grüne Koalition ist 
zwischen diesen beiden Polen einzuordnen.

Drittens stellt sich entsprechend der Kräfteverhält-
nisse zwischen den beiden Koalitionen auch die Kon-
flikthaftigkeit ihrer Beziehung unterschiedlich dar. Wäh-
rend eine starke grüne Koalition tendenziell in einem 
antagonistischen Verhältnis zur grauen Koalition steht 
(siehe Deutschland), ist diese Konfliktlinie bei einer Do-
minanz der grauen Koalition nicht so eindeutig (siehe 
Spanien und Großbritannien), insbesondere wenn ein 
Großkonzern wie Iberdrola in Spanien selbst als größter 
Investor im Bereich regenerativer Energien auftritt.

Viertens haben die Kräfteverhältnisse zwischen den 
Koalitionen auch einen Einfluss auf die Zentralität be-
ziehungsweise Dezentralität der erneuerbaren Ener-
gieträger. Setzt die grüne Koalition in Deutschland 
vor allem auf den Aufbau dezentraler und kleinteili-
ger Anlagen etwa im Bereich Photovoltaik sowie auf 
kleine Windparks und Biomasse-Kraftwerke, forcie-
ren die Stromkonzerne in Spanien stärker den Ausbau 
von großen Onshore-Windparks. In Großbritannien ist 
die Fokussierung auf zentralistische Ansätze und auf-
wendige technische Anlagen wie Offshore-Windparks 
noch deutlicher.

Die Fallstudien zur Entwicklung erneuerbarer Energien 
in der Europäischen Union und in ausgewählten Mit-
gliedsländern haben Gemeinsamkeiten und nationale 
Besonderheiten deutlich gemacht. Zunächst lassen 
sich auf der EU-Ebene und in den Untersuchungslän-
dern überall neue grüne Kapitalfraktionen (vor allem im 
Bereich der Wind- und Solarenergie) ausmachen, die 
auf einen schnellen Ausbau erneuerbarer Energieträ-
ger im Strombereich drängen. Dabei dominieren die 
etablierten Energiekonzerne immer noch den Elek
trizitätsmarkt. Bei der Durchsetzung ihrer Interessen 
profitieren die verschiedenen Kapitalfraktionen von 
der Einbindung in gesellschaftliche Netzwerke bezie-
hungsweise Akteurskoalitionen. Die Kräfteverhältnisse 
zwischen der grünen und der grauen Koalition verdich-
ten sich in den einzelnen Staaten beziehungsweise im 
Staatsapparate-Ensemble der EU. Hier werden die In-
teressenkonflikte zwischen den Koalitionen vor allem 
in Form eines politischen Streits über verbindliche Aus-
bauziele für erneuerbare Energien sowie über Typ und 
Umfang von staatlichen Fördersystemen ausgetragen.

Die Auseinandersetzungen in den EU-Institutionen 
und -Bürokratien stellen zwar einen wichtigen Rahmen 
für die nationalen Entwicklungen dar, die Konflikte um 
die Branche der erneuerbaren Energien und ihrer Zu-
kunft in den jeweiligen Ländern entfalten aber zugleich 
eine ganz eigene Dynamik, die relativ unabhängig von 
der EU-Politik und ihren Vorgaben ist. Dabei lassen 
sich in den einzelnen Ländern unterschiedliche Muster 
identifizieren, in welcher Form der Ausbau der erneuer-
baren Energien umgesetzt wird. Diese Muster hängen 
wesentlich von den Strategien der grünen und grauen 
Koalitionen und den Kräfteverhältnissen zwischen den 
beiden ab. Entweder es hat sich eine starke grüne Ka-
pitalfraktion etabliert, die den Markt der erneuerbaren 
Energien dominiert, während die graue Fraktion dort 
kaum aktiv ist, oder der neue Markt wird von vornhe-
rein von den etablierten Konzernen kontrolliert, wäh-
rend neue grüne Unternehmen relativ geringe Chan-
cen haben, signifikante Marktanteile zu erreichen. Das 
erste Muster findet sich vor allem in Deutschland, das 
zweite Muster hingegen in Großbritannien, mit Ein-
schränkungen auch in Spanien. 

Sofern die etablierten Stromkonzerne zunehmend 
selbst im Sektor erneuerbarer Energien tätig werden 
und versuchen, alte und neue Strategien zu verbin-
den, entstehen Widersprüche und Konflikte: Ihre Inte-
ressen zur Erhaltung und Verwertung des im Bereich 
fossiler Energien angelegten Kapitals erschweren oder 
blockieren ihre Strategien im Bereich der regenerati-
ven Energien. Ihre «fossilistischen» Sparten benöti-
gen einen langsamen Übergang hin zu regenerativen 
Energien, um ihr investiertes Kapital voll verwerten und 
darüber hinaus auch künftig hohe Profite realisieren 
zu können. Ihre regenerativen Sparten wiederum be-

5 Fazit und Ausblick: Austeritätspolitik  
versus ökologische Modernisierung
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Fünftens sind gesellschaftliche Gruppen wie Landwir-
te sowie kleine und mittelständische Unternehmen in 
den drei Ländern unterschiedlich stark in den Ausbau 
erneuerbarer Energien eingebunden. In Deutschland 
wird der dezentrale Ausbau von einer Vielzahl von Ak-
teuren (HausbesitzerInnen, Energiegenossenschaf-
ten, Stadtwerke, kleine und mittelständische Unter-
nehmen) vorangetrieben. In Spanien hingegen wird 
der Sektor der erneuerbaren Energien stärker von Kon-
zernen dominiert, in Großbritannien ist diese Tendenz 
noch ausgeprägter. Eine fehlende Einbindung von Tei-
len der Bevölkerung, in politischer und ökonomischer 
Hinsicht, vergrößert zudem die Wahrscheinlichkeit lo-
kalen Widerstands, die den Ausbau dezentraler Ener-
gieformen ausbremsen kann (siehe Großbritannien).

Sechstens haben die Kräfteverhältnisse zwischen 
den Koalitionen auch unterschiedliche staatliche För-
dersysteme hervorgebracht, die die etablierten Mus-
ter des Ausbaus zusätzlich verstärken. So hat die grüne 
Koalition in der Bundesrepublik ein Einspeisevergü-
tungsmodell durchgesetzt, das den dezentralen Aus-
bau erneuerbarer Energien befördert, von dem die 
vielfältigen Akteure der grünen Koalition profitieren. 
In Spanien wurde zwar auch ein Einspeisevergütungs-
system etabliert, aber aufgrund der wesentlich gerin-
geren Bevölkerungsdichte des Landes werden dort 
eher großtechnische Lösungen bevorzugt. In Großbri-
tannien hingegen wurde ein Quotensystem als zentra-
ler Fördermechanismus eingeführt, das bisher nur in 
geringem Maße den Ausbau erneuerbarer Energien im 
Stromsektor gefördert hat und eher die großen Konzer-
ne begünstigt.

In der gegenwärtigen Situation ist der bisher rasant 
gewachsene Markt für erneuerbare Energien jedoch 
von einer mehrfachen Krise betroffen: Zunächst be-
schleunigen die Branchenkrise und der damit im Zu-
sammenhang stehende Preisverfall insbesondere im 
Bereich der Solarenergie kurzfristig den Ausbau der 
entsprechenden Energieformen und verteuern damit 
die Kosten des Umlagesystems beziehungsweise für 
den Staatshaushalt. Darüber hinaus wirkt sich die Fi-
nanzkrise, die sich zu einer Wirtschafts-, Währungs- 
und Staatsschuldenkrise in der Eurozone ausgewei-
tet hat, massiv auf den Ausbau erneuerbarer Energien 
aus. Einerseits erhöht die im Zuge der Wirtschaftskrise 
rückläufige Energienachfrage bei gleichzeitigem Ein-
speisevorrang erneuerbarer Energieträger kurzfristig 
deren Anteil am Gesamtverbrauch, andererseits steigt 
der Handlungsdruck, die Kosten ihrer Förderung zu re-
duzieren. Ferner gingen im Krisenjahr 2009 die Investi-
tionen in erneuerbare Energien innerhalb der Europäi-
schen Union stark zurück.

Auf die sich überlagernden Krisenprozesse re-
agierten die nationalen Regierungen bislang mit Kür-
zungen der Fördersätze. Werden die Einschnitte in 
Deutschland vor allem mit den gestiegenen Umlage-
kosten begründet, sind sie in Spanien und Großbritan-
nien vor allem Ausdruck einer strikten Austeritätspoli-
tik, wobei in Spanien bereits vor der jüngsten Wende 

hin zu erheblichen Einsparungen die Solarförderung 
mehrfach reduziert worden ist. Die Kürzungen be-
treffen in besonderem Maße die Photovoltaik, wäh-
rend die Offshore-Windenergie in Großbritannien und 
Deutschland weiterhin von staatlicher Seite massiv 
gefördert wird. 

Die aktuellen Entwicklungen reflektieren ferner ei-
ne Veränderung der gesellschaftlichen Kräfteverhält-
nisse. Obwohl in Spanien eine relativ starke grüne 
Koalition entstanden ist und auch in Großbritannien 
grüne Akteure zuletzt an Gewicht gewonnen haben, 
haben die Krisen die Organisationsfähigkeit der Bran-
che und ihren ökonomischen Einfluss geschwächt. In 
Deutschland zeigt sich hingegen ein widersprüchli-
ches Bild. Konnte die grüne Koalition im Kontext der 
Auseinandersetzungen um Fukushima die Fortset-
zung und Intensivierung der Energiewende durch-
setzen, so wird diese nun verstärkt auf zentralistische 
Technologien und große Unternehmen ausgerichtet 
(nicht zuletzt bei der Offshore-Windenergie und bei 
dem damit verbundenen Netzausbau), während de-
zentrale Erzeugungsformen politisch einen relativen 
Bedeutungsverlust erleiden. Parallel zu diesen Krisen-
phänomenen sind seit Jahren Konzentrationsprozesse 
in der Branche zu beobachten, die durch den Ausbau 
der Offshore-Windenergie in Deutschland und Groß-
britannien eine neue Qualität gewinnen. Dieser Teil-
markt wird vor allem von großen Konzernen und In-
vestmentfonds kontrolliert. 

Verbunden mit den aktuellen Krisenprozessen und 
den Kürzungen bei der staatlichen Förderung führen 
diese Entwicklungen dazu, dass in Zukunft solche An-
sätze und Konzepte beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien noch mehr an Bedeutung gewinnen werden, 
die auf zentralistischen Großtechnologien basieren. 
Denn unter den veränderten Bedingungen können sich 
Großunternehmen tendenziell besser gegen Krisen-
prozesse behaupten beziehungsweise besser die neu-
en Möglichkeiten nutzen. Das heißt nicht, dass dezen-
trale Ansätze wie in Deutschland ganz verschwinden 
werden, aber sie werden wahrscheinlich einen relati-
ven Bedeutungsverlust erleiden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die 
Umsetzung eines Green New Deal beziehungsweise 
einer Green Economy im Kontext der multiplen Krise 
kein Selbstläufer ist:

«Vor dem Hintergrund der gegebenen gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisse und der institutionellen Ver-
tiefung neoliberaler Haushalts- und Fiskalpolitik ist zur 
Zeit die Durchsetzung eines sozial-liberalen Green New 
Deal eher unwahrscheinlich – besser stehen die Chan-
cen für die Fortentwicklung des grünen Kapitalismus. 
Doch auch dieser ist durch austeritätspolitische Blo-
ckaden in seiner Dynamik behindert. Ohne massive 
staatliche Investitionsprogramme wird es auch keine 
grün-kapitalistische Energiewende geben. Einen sanf-
ten Übergang wird es nicht geben, schon aufgrund der 
Notwenigkeit der Schrumpfung der Produktion fossi-
listischer Kapitalgruppen» (Candeias 2012: 142).
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Zwar ist zu erwarten, dass der Ausbau der erneuerba-
ren Energien trotz der Krisen fortgesetzt wird. 

«Unabhängig davon, welchem politischen Lager es 
gelingt, unter seiner Führung andere Gruppen in eine 
Neuordnung des Machtblocks zu integrieren, kapitalge-
trieben findet die Entwicklung zu einem grünen Kapita-
lismus bereits statt. In der Bundesrepublik bringen sich 
dabei gerade jene in Stellung, eine führende Rolle zu 
übernehmen, die bislang eine Energiewende mit Macht 
blockiert haben: die Oligopolisten der Stromversorgung 
und andere fossilistische Gruppen. Doch noch gibt es 
eben keinen ‹grün-kapitalistischen Block›» (ebd.).

Das heißt, bestimmte Kapitalgruppen sehen sich ge-
zwungen, unter Inkaufnahme eines höheren Risikos 
voranzugehen: Sie markieren auf Seiten des Kapitals 
die «grüne Basis» eines möglichen künftigen gesell-
schaftlichen Blocks. 

Aktuell gibt es jedoch in Europa kaum durchset-
zungsfähige soziale Kräfte, denen es gelingen könnte, 
eine ökologische Modernisierung des Energiesektors 
als explizite Krisenstrategie gesellschaftlich zu verall-
gemeinern, zu forcieren und in staatliche Krisenpoliti-
ken einzuschreiben. Die «grünen Akteure» sind dafür 
noch zu schwach, und die etablierten Energiekonzer-
ne setzen bisher ihre hergebrachten Unternehmens-
strategien fort, auch wenn sie selektiv in erneuerbare 
Energien investieren. Die Transformation hin zu einem 
grünen Kapitalismus scheint in Form eines inkremen-
tellen Wandels voranzuschreiten. In Deutschland las-
sen sich in den Auseinandersetzungen um die soge-
nannte Energiewende noch am ehesten Elemente 
eines grünen Modernisierungsprojektes erkennen. Al-
lerdings können in der weiteren Krisendynamik auch 
unvorhersehbare Veränderungen und Ereignisse ein-
treten, die ein grünes post-neoliberales Projekt attrak-
tiver machen.

Aus der Perspektive einer radikalen sozialökologi-
schen Transformation in Europa, die den aktuellen 
Entwicklungen im Energiebereich gegenübergestellt 
werden müsste, ergeben sich Herausforderungen auf 
verschiedenen Ebenen. Die beschriebenen Tenden-
zen verweisen darauf, dass die herrschende neoliberal-
autoritäre Krisenpolitik auch deshalb bekämpft werden 
muss, weil sie den weiteren, dezentralisierten Ausbau 
der erneuerbaren Energien in Europa ernsthaft infra-
ge gestellt. Sie verschärft nicht nur in sozialer Hinsicht 
die bestehenden Ungleichgewichte innerhalb der Eu-
ropäischen Union, sondern droht auch Ansätze eines 
ökologischen Umbaus in den «Krisenländern» abrupt 
zu beenden. Aber auch die aktuellen Tendenzen beim 
grünen Umbau des Energiesystems in Ländern wie 
Deutschland und Großbritannien müssen kritisch be-
wertet werden. Denn sie zielen darauf ab, zentralisti-
sche Strukturen im Bereich erneuerbare Energien fort-
zuschreiben und die Interessen der fossil-nuklearen 
Energiekonzerne auch gegen Widerstände in der Be-
völkerung durchzusetzen.

Alternative Konzepte wären dagegen die Vergesell-
schaftung der Energiekonzerne sowie eine dezentrale, 

soziale und ökologische Energiedemokratie (vgl. Mül-
ler 2012). Zwar sind Energieanlagen in Bürgerhand ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung. Regenerative Ener-
gien waren bislang aber im Wesentlichen ein Projekt 
der Mittelschicht sowie von kleineren und mittelstän-
dischen Unternehmen. Als zentrale Herausforderung 
aus einer linken Perspektive ergibt sich also, sicherzu-
stellen, dass speziell auch ärmere Menschen vom Aus-
bau der erneuerbaren Energien profitieren können. Da-
mit könnte der sozialen Schieflage der Energiewende 
entgegengewirkt und für diese zugleich eine breitere 
gesellschaftliche Basis geschaffen werden.

Darüber hinaus müsste vor allem eine Demokrati-
sierung vorangetrieben werden in der Form, dass sich 
mehr Menschen an Entscheidungen hinsichtlich ih-
rer Energieversorgung beteiligen können. Der Berliner 
Energietisch hat in dieser Hinsicht eine richtungswei-
sende Kampagne gestartet. Auf lokaler und regiona-
ler Ebene finden sich weitere zahlreiche Beispiele für 
einen Einstieg in den «Energiesystemwechsel», der 
schon jetzt eine Dezentralisierung der Energiegewin-
nung mit einer Demokratisierung von Macht- und Ei-
gentumsverhältnissen verbindet.41 Energiedemokratie 
muss jedoch nicht auf den Betrieb der Anlagen be-
schränkt werden. Die insolventen Solarunternehmen 
sind gute Ansatzpunkte, um zu zeigen, wie auch die 
Produktion vergesellschaftet werden kann, um eine 
gesellschaftlich sinnvolle Tätigkeit unter direkter Betei-
ligung der Beschäftigten fortzuführen.

41  Vgl. hierzu die Zeitschrift LuXemburg 1/2012 mit dem Schwerpunktthema 
«Energiekämpfe».
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Abkürzungen

AEE	� Asociación Empresarial Eólica (Verband 
spanischer Windenergieunternehmen)

AEF	� Asociación Empresarial Fotovoltaica 
(Einzelverband spanischer 
Solarunternehmen)

ANPIER	� Asociación Nacional de Productores e 
Inversores de Energías Renovables 
(Einzelverband spanischer 
Solarunternehmen)

APPA	� Asociación de Productores de Energías 
Renovables (Verband der spanischen 
regenerativen Energienwirtschaft)

ASIF	� Asociación de la Industria Fotovoltaica 
(Einzelverband spanischer 
Solarunternehmen)

BEE	� Bundesverband Erneuerbare Energien
BMU	� Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit
BMWi	� Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie
BPA	� British Photovoltaic Association
BSW	� Bundesverband Solarwirtschaft
BWE	� Bundesverband Windenergie
BWEA	� British Wind Energy Association 
CCS	� Carbon Capture and Storage 
CNE	� Comisión Nacional de la Energía (nationale 

Energie-Regulierungsbehörde in Spanien)
CSN	� Consejo de Seguridad Nuclear  

(Spanische Atomsicherheitsbehörde)
DECC	� Department of Energy and Climate Change 

(Energieministerium in Großbritannien)

DEWI	� Deutsches Windenergie-Institut GmbH
DGS	� Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie
EDF	� Électricité de France SA
EEG	� Erneuerbare-Energien-Gesetz
EnBW	� Energie Baden-Württemberg AG
EPIA	� European Photovoltaics Industry 

Association
EREF	� Eureopean Renewable Energy Federation
EWEA	� European Wind Energy Association
GW	� Gigawatt
GWh	� Gigawattstunden
IDAE	� Instituto para la Diversificacion  

y Ahorro de la Energía  
(nationale Energieagentur in Spanien)

kWh	� Kilowattstunde
LCPD	� Large Combustion Plants Directive
MW	� Megawatt
MWh	� Megawattstunden
OFGEM	�O ffice of Gas and Electricity Markets
REA	� Renewable Energy Association
REE	� Red Eléctrica de España  

(spanischer Übertragungsnetzbetreiber)
RWE	� Rheinisch-Westfälisches  

Elektrizitätswerk AG
STA	� Solar Trade Association
TWh	� Terawattstunden
UNEF	� Unión Española Fotovoltaica  

(neuer Gesamtverband spanischer 
Solarunternehmen)

UNESA	� Asociación Española de la Industria Eléctrica 
(Verband der spanischen Stromwirtschaft)

Abkürzungen


